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nachrichten 


„Pro NR 
Konferenz 


RUHRGEBIET. Eine „europaweite Kam- 
pagne für ein Minarettverbot“ wünscht 
sich die selbsternannte „Bürgerbewe- 
gung pro NRW“. Zu diesem Zweck lädt 
die aus der extrem rechten „Bürgerbe- 
wegung pro Köln“ hervorgegangene 
Gruppierung im Frühjahr 2010 zu einer 
„internationalen Konferenz“ ins Ruhr- 
gebiet ein. Eingeladen sind neben der 
„FPÖ“ und dem „Vlaams Belang“ auch 
Vertreter aus Frankreich, den Nieder- 
landen, Italien und Dänemark. 

Als Höhepunkt der Konferenz will 
„Pro NRW“ einen „aus mehreren Ruhr- 
gebietsstädten startenden Protestzug“ 
nach Duisburg-Marxloh durchführen, 
welcher mit einer „öffentlichen Kund- 
gebung vor besagter Großmoschee“ en- 
den soll. hma U 


“ plant neue 


„Jungkonservative” im 
Angebot 


LeıpzıG. Im Sortiment des Leipziger 
Superbia-Verlags finden sich Schriften 
von führenden Vertretern der sog. „Kon- 
servativen Revolution“, den ideologi- 
schen Wegbereitern des deutschen Fa- 
schismus. Edgar Julius Jungs „Sinndeu- 
tung der deutschen Revolution“ wird 
dort ebenso angeboten wie Oswald 
Spenglers „Preußentum und Sozialis- 
mus“. Auch der wegen seines „Salon- 
Antisemitismus“ kritisierte Philosoph 
Eduard von Hartmann (1842-1906) fin- 
det sich unter den verlegten Autoren. 
Mit Friedrich Wolters ist der Kreis um 
den reaktionären Dichter Stefan George 
vertreten. 

Neben der Schriftenreihe „‚Konserva- 
tive Revolution“ gibt es seit September 
eine neue Reihe unter dem Titel „Philo- 
sophie und 1. Weltkrieg“. hma 


Diese Ausgabe der Antifaschisti- 
schen Nachrichten erscheint als 
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„Big Show” statt Gerechtigkeit? 


Der Prozess am Landgericht 

München Il gegen Iwan Niko- 

lai („John“) Demjanjuk wegen 
Beihilfe zum Mord an 27900 Jüdin- 
nen und Juden im Vernichtungslager 
Sobibor hat am Montag, 30. Novem- 
ber 2009 begonnen. Der Angeklagte 
und sein Rechtsanwalt Dr. Ulrich 
Busch (Ratingen) traten schon am ers- 
ten Prozesstag gegenüber den Über- 
lebenden und Angehörigen der in der 
Shoa Ermordeten unverschämt auf. 


Zwischen März und September 1943 soll 
Iwan Demjanjuk im deutschen Vernich- 
tungslager Sobibor unter deutschem 
Kommando an der Ermordung von 
27900 Jüdinnen und Juden aus den Nie- 
derlanden beteiligt gewesen sein. In den 
Gaskammern Sobibors wurden zwischen 
April 1942 und Oktober 1943 etwa 
250000 Jüdinnen und Juden und Roma 
ermordet. 


Der Angeklagte als Opfer 


Der angeklagte 89-jährige Iwan Demjan- 
juk ließ sich von Sanitätern in den Saal 
fahren, am Morgen in einem Rollstuhl, am 
Nachmittag gar auf einer Liege. Ein Mit- 
leidseffekt sollte sich wohl einstellen mit 
dem alten, greisen Mann, der erst im Mai 
2009 aus Ohio (USA) nach Deutschland 
abgeschoben worden war. Efraim Zuroff 
kennt einen derartigen, bewusst inszenier- 
ten Rollentausch vom mutmaßlichen Täter 
zum leidenden „Opfer“ aus vielen Ge- 
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richtsverfahren gegen nationalsozialisti- 
sche Verbrecher. Der Leiter des Simon- 
Wiesenthal-Centers war zum Prozessbe- 
ginn extra aus Jerusalem angereist. Zuroff 
hatte Demjanjuk vor einiger Zeit auf die 
Liste gesuchter NS-Kriegsverbrecher set- 
zen lassen und so den Druck auf deutsche 
Ermittlungsbehörden erhöht, die vor weni- 
gen Jahren den gebürtigen Ukrainer noch 
partout nicht hatten anklagen wollen. 
Efraim Zuroff lag mit seiner Einschät- 
zung, Demjanjuk spiele hier nur Theater, 
vollkommen richtig, wie sich leider erst 
am Nachmittag bestätigte. Als Agenturen 
und Fernsehstationen schon das Bild ei- 
nes offenbar schwerkranken, mit offenem 
Mund stöhnenden Greis in die Welt ge- 
sendet hatten, traten drei führende Medi- 
zinerinnen der LMU München in der Ver- 
handlung auf und berichteten einhellig 
vom recht guten Gesundheitszustand 
Demjanjuks. Ein als Gutachter geladener 
Allgemeinmediziner hatte den Angeklag- 
te noch zwei Stunden vor Prozessbeginn 
untersucht und außer einer gichtbeding- 
ten Schmerzsymptomatik kaum Ein- 
schränkungen gefunden. Insbesondere 
fanden die GutachterInnen keinerlei de- 
menzrelevante Befunde oder dergleichen. 
Einige der aus ganz Europa angereisten 
JournalistInnen im Saal nannten von nun 
an den Prozess „the big show“. „Holly- 
wood“, kommentierte Zuroff das theatra- 
lische Auftreten Demjanjuks, der sich 
zeitweise unter einer Decke und unter sei- 


ner Lederjacke versteckte. 1 Ä 
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:meldungen, aktionen 


Alte Kameraden 


ROSENHEIM. Zu den Teilnehmern an der 
im November durchgeführten Gedenkfei- 
er für den ehemaligen NS-Jagdflieger 
Walter Nowotny auf dem Wiener Zentral- 
friedhof gehörte auch eine Delegation der 
extrem rechten „Kameradschaft Frei- 
korps Oberland — Bund Oberland“. 
Vertreter des Traditionsverbandes des 
berüchtigten „Freikorps Oberland“ hatten 
noch im Sommer eine Einladung des 
„Österreichischen Kameradschaftsbun- 
des“ nach Moosburg/Kärnten zur Teil- 
nahme am Kaiser-Arnulf-Fest angenom- 
men. Vor der Teilnahme am örtlichen 
Festumzug fand man noch die Gelegen- 
heit eines gemeinsamen Gedenkens an 
dem Ort, an dem Jörg Haider tödlich ver- 
unglückt war. Daran nahm auch eine Kla- 
genfurter Stadträtin teil, so „Kamerad- 
schaftsführer“ Jürgen Popp in „Der Ober- 
länder“. hma 


„Gedächtnisstätte” in 
Borna verkauft 


Borna. Das seit 2005 von dem ge- 
schichtsrevisionistischen „Verein Ge- 
dächtnisstätte e.V.“ genutzte Grundstück 
im sächsischen Borna geht zum Jahresen- 
de in den Besitz der Stadt Borna über. 
Das Gelände, auf dem eine Erinnerungs- 
stätte für „zivile Opfer von Bombenkrieg, 
Gefangenschaft, Flucht und Vertreibung“ 
errichtet werden sollte, wurde von der Ei- 
gentümerin Gisela Limmer von Massow 
(Meerbusch) verkauft. Die Stadt Borna 
will auf dem Gelände nun ein Alten- und 
Pflegeheim gründen. hma 


Preisverleihung in Berlin 


BERLIN. Der von der rechten Wochenzei- 
tung „Junge Freiheit“ und der „Förder- 
stiftung Konservative Bildung und For- 
schung“ vergebene „Gerhard-Löwenthal- 
Preis“ wurde Anfang Dezember in der 
Spandauer Zitadelle an den Herausgeber 
des Monatsmagazins „eigentümlich frei“, 
Andre F. Lichtschlag (Grevenbroich), 
verliehen. Die Einladung des „Junge 
Freiheit“-Chefredakteurs bringe die 
„richtigen Seiten“ zusammen, so Prof. 
Dr. Guido Hülsmann in seiner Laudatio 
auf Lichtschlag. Lichtschlag spiele „im 
liberalen Lager die gleiche Rolle wie die 
„Junge Freiheit“ im eher konservativen 
Lager“, bemerkte Hülsmann, der im Re- 
daktionsbeirat der „eigentümlich frei“ 
sitzt und in der Vergangenheit zum Auto- 
renkreis der „Criticon“ gehörte. Den „Eh- 
renpreis für Journalisten“ erhielt der Lei- 
ter der evangelikalen Nachrichtenagentur 
„idea“, Helmut Matthies. Die Laudatio 
auf Matthies hielt der ehemalige Dekan 
des Bundesgrenzschutzes, Dr. Rolf Sau- 
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erzapf, heute Vorsitzender der „Hilfsakti- 
on Märtyrerkirche“. hma 


Neuer Verein gegründet: 
Erinnerung an das Lager 


Engerhafe wach halten 
ENGERHAFE (SAMTGEMEINDE SÜD- 
BROOKMERLAND/LANDKREIS AURICH). 
Zwischen Oktober und Dezember 1944 
kamen im Lager Engerhafe in der ostfrie- 
sischen Samtgemeinde Südbrookmerland 
im Landkreis Aurich 188 Menschen ums 
Leben, die in einem Massengrab ver- 
scharrt wurden. An diese Schicksale zu 
erinnern und heute lebende Menschen zur 
Wachsamkeit vor Faschismus und Intole- 
ranz zu warnen — das ist das Ziel des neu 
gegründeten Vereins „Gedenkstätte KZ 
Engerhafe“. Sein Vorsitzender ist Carl 
Österwald, ein 82-jähriger Pastor im Ru- 
hestand. Ihm zur Seite stehen der Allge- 
meinmediziner Ulrich Kohlhoff (2. Vor- 
sitzender), Friedrich Dirk Gerdes (ehe- 
maliger Erster Gemeinderat in Südbrook- 
merland; Kassenwart) und Gerd Lücken 
(Schriftführer), der Vorsteher in der Kir- 
chengemeinde Engerhafe. Außerdem ist 
der Künstler und Pädagoge Herbert Mül- 
ler in der Funktion des künstlerischen 
Leiters Mitglied des Vorstandes. 

Das konkrete Projekt des Vereins: Im 
alten Pfarrhaus von Engerhafe, einem 
Steinhaus aus dem 14./15. Jahrhundert, 
soll auf mehreren Etagen das Leiden der 
Nazi-Gefangenen — eine Außenstelle des 
KZ Neuengamme bei Hamburg — erleb- 
bar gemacht werden. Dabei soll sowohl 
eine künstlerisch-emotionale als auch 
eine sachliche Ebene Berücksichtigung 
finden. Eine besondere Rolle kommt dem 
alten, gemauerten Gewölbekeller zu, der 
den KZ-Wärtern als Schutzraum gedient 
hatte. 

Die Häftlinge des Lagers Engerhafe - 
das einzige KZ in Ostfriesland - wurden 
vor allem zum Bau eines Panzergrabens 
bei Aurich eingesetzt. Insgesamt 2.000 
Menschen wurden hier eingesperrt, da- 
runter vor allem Polen und eine große 
Gruppe Niederländer. Peter Riggers I 


DVU-Bargmann: Juden und 
Ausländer sollen „zurück- 


geführt” werden 

BREMERHAVEN. Die Bremerhavener 
Staatsanwaltschaft ermittelt gegen den 
Stadtverordneten (Stadtrat) und Kreisvor- 
sitzenden der „Deutschen Volks-Union“ 
(DVU), Rudolf Bargmann. Grund: Der 
ultrarechte Politiker hatte während einer 
Sitzung der Stadtverordnetenversamm- 
lung (Stadtparlament) Ende November 
sein „Modell zur Rückführung von aus- 
reisewilligen Ausländern“ vorgestellt. 


Bargmann wörtlich: „Wenn wir weniger 
Ausländer haben, die sich hier nicht an- 
passen, dann müssen auch weniger Aus- 
länder, die hier anständig leben, Angst 
haben, Ausländerfeindlichkeit zum Opfer 
zu fallen.“ Der DVU-Mann sprach sich 
für entsprechende Prämien aus. Beson- 
ders empörend: In sein Prämiensystem 
will Rudolf Bargmann dem Redemanu- 
skript zufolge auch Juden einbezogen 
wissen: „Ich hätte nichts dagegen, auch 
Juden, die es wünschen, eine Prämie zu 
zahlen, um ihnen ein Leben im so ge- 
nannten gelobten Land zu ermöglichen.“ 

Während der Ultrarechts-Politiker 
während der Sitzung der Stadtverordne- 
tenversammlung die sich auf die Juden 
beziehende Passage nicht vortragen durf- 
te, konnte er die Äußerungen zu den Aus- 
ländern vornehmen, ohne dass ihm das 
Mikrofon abgestellt worden wäre. Für 
diese Art der Sitzungsführung wurde der 
Stadtverordnetenvorsteher Artur Beneken 
zum Teil heftig kritisiert - zumal er der 
Grünen-Stadtverordneten Gerhild Engels 
einen Ordnungsruf erteilt hatte. Sie hatte 
sich lautstark über Bargmanns Ausfüh- 
rungen aufgeregt und den Saal nicht — 
wie manche ihrer Kollegen — unter Pro- 
test verlassen. Peter Riggers I 


Zivilangst 


OLDENBURG. Fast, oder besser beinahe, 
wäre die nordwestdeutsche Provinzstadt 
Oldenburg, die sich mit einer Carl-von- 
Össietzky-Universität krönt und als Stadt 
der Wissenschaft 2009 feiern lässt, also in 
erster Linie sich selbst feiert, bundesweit 
in die Schlagzeilen geraten. Beinahe fast 
aber nur. Was war geschehen? 

Das städtische Frauenbüro und als Mit- 
veranstalter die Oldenburger Rosa-Lu- 
xemburg-Stiftung hatten die mehrfach 
ausgezeichnete Journalistin und Buchau- 
torin Andrea Röpke zu einem Vortrag un- 
ter dem Titel „Ohne uns geht nichts. Die 
Rolle rechtsextremer Frauen in Politik, 
Sippe und Erziehung“ in das Stadtmu- 
seum Oldenburg eingeladen. 

Nachdem die geplante Veranstaltung 
bekannt wurde, setzten die bekannten Ol- 
denburger semidementen NPD-Mitglie- 
der eine Nachricht ins Internet: Sie wür- 
den die Veranstaltung stören! 

Das rief die Polizei auf den Plan. Aber 
nicht wegen der Nazis. Wegen der Anti- 
fas. Tumulte seien zu erwarten! Tumulte! 
Linksextreme Kreise seien zu erwarten! 

Die nicht nur dem Gender-, sondern 
auch dem normalen Mainstream zuge- 
neigte Sprecherin des stadteigenen Frau- 
enbüros, die selbst stadteigene Stadtange- 
stellte ist, sagte daraufhin die Veranstal- 
tung ab. Die Referentin wurde schlicht 
ausgeladen. 

Jetzt aber trat als weißer Ritter der Ol- 
denburger Oberbürgermeister Schwand- 
ner auf den Plan. Die Referentin wurde 
wieder eingeladen. Sie durfte nur nicht an 


dem geplanten Ort auftreten. Aus Sicher- 
heitsgründen. Der neue Veranstaltungsort 
sei sicherer. Die Besucher seien besser 
geschützt. 

So war es denn auch: 20 Polizisten si- 
cherten mich persönlich und weitere 269 
Besucher. Das Ordnungsamt hatte stäm- 
mige Kerle am Start. Rauchen war unter- 
sagt. Nazis waren nicht zu sehen. 

Der Vortrag von Andrea Röpke war 
hervorragend. d.h. @ 
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„Stuttgarter NS-Täter” 
STUTTGART. Volker Lempp, Rechtsan- 
walt in Stuttgart, will wegen des Kapitels 
über seinen Großvater Karl Lempp, ehe- 
mals Leiter des Städtischen Kinderheims 
sowie des Städtischen Gesundheitsamtes 
gerichtlich gegen das Buch „Stuttgarter 
NS-Täter“ vorgehen. Mit einem Antrag 
auf Erlass einer einstweiligen Verfügung 
will er den Verleger Hermann G. Abmayr 
zwingen, die Verbreitung des Buches „so- 
fort und so lange einzustellen, bis die Sei- 
ten, die Herrn Dr. Karl Lempp betreffen, 
aus dem Buch entfernt oder unkenntlich 
gemacht worden sind, einschließlich der 
Namensnennung auf der rückwärtigen 
Umschlagseite und im Inhaltsverzeich- 
nis“. Das Buch geht auf die Beteiligung 
Karl Lempps als leitender städtischer Be- 
amter an Zwangssterilisierungen und an 
Kindereuthanasie ein. Der Antrag richtet 
sich auch gegen den Autor des Kapitels, 
Karl-Horst Marquart von der Stolper- 
stein-Initiative Vaihingen und langjähri- 
ger Mitarbeiter im Städtischen Gesund- 
heitsamt. Mit seinem Antrag wollte Vol- 
ker Lempp auch verhindern, dass dieses 
Kapitel am Sonntagabend im Haus der 
Wirtschaft vorgetragen wurde. 
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Fortsetzung von Seite 1, Demjanjuk 


Im Münchner Gerichtsgebäude, in dem 
Jugendlichen sonst Ordnungsstrafen 
schon dafür angedroht werden, wenn sie 
bei Prozessbesuchen vergessen, ihre Müt- 
zen abzunehmen, verbarg Demjanjuk sein 
Gesicht ungehindert fast vollständig unter 
einer hellblauen basecap. Der vorsitzende 
Richter Ralph Alt schritt auch nicht ein, als 
Demjanjuk sich im weiteren Verlauf der 
Verhandlung mit geschlossenen Augen auf 
die Seite legte. Auf diese Weise drehte er 
den als NebenklägerInnen auftretenden 
Angehörigen von in Sobibor Ermordeten 
buchstäblich den Rücken zu. Rudie Coris- 
sos, einer der Nebenkläger aus den Nie- 
derlanden, zeigte sich noch Stunden nach 
dem Prozesstag bestürzt: „Wir wollten ihn 
sehen, aber wir wollten auch, dass er uns 
sieht,“ sagte er am Abend bei einer Pres- 
sekonferenz der Amsterdamer Stiftung 
„Stichting Sobibor“, die sich das Anden- 
ken an die in Sobibor Ermordeten zur Auf- 
gabe gemacht hat. 


Opfer verhöhnt 


Beim Prozess sorgte dann Demjanjuks 
Wahlverteidiger Dr. Ulrich Busch aus dem 
nordrhein-westfälischen Ratingen für den 
nächsten Eklat. Busch bediente sich eines 
Tricks, um eine Art „Opening Statement“, 
also ein in der deutschen Strafprozessord- 
nung nicht vorgesehenes vorgezogenes 
Plädoyer abzugeben. Die „Begründung“ 
eines Befangenheitsantrag, mit dem Busch 
den vorsitzenden Richter Alt sowie die 
Staatsanwälte Lutz und Steinkraus-Koch 
ablehnte, nutzte er aus, um beschämender- 
weise die Tätigkeiten der SS-Helfer in So- 
bibor mit den zu Hilfsdiensten gezwunge- 
nen inhaftierten Jüdinnen und Juden 
gleichzusetzen. Insbesondere den Sobi- 
bor-Überlebenden Tomasz „Toivi“ Blatt, 
der zum Prozess aus Kalifornien nach 
München gereist war, beleidigte Busch 
persönlich auf das Schlimmste. Die Eltern 
und der Bruder des heute 82-jährigen Toi- 
vi Blatt wurden gleich nach der Ankunft in 
Sobibor im April 1943 ermordet. „Ein 
Trawniki-Mann stand auf der gleichen 
Stufe wie etwa ein Thomas Blatt.“ setzte 
Ulrich Busch die Kollaborateure des Mas- 
senmordes mit den zur Vernichtung be- 
stimmten jüdischen Gefangenen gleich. 
Richter Ralph Alt nahm die Überlebenden 
und Angehörigen der Ermordeten nicht in 
Schutz. Es blieb der Nebenklage überlas- 
sen, die perfiden Vergleiche Buschs zu- 
rückzuweisen. 


Die Nichtverfolgung der NS-Täter 


Nicht alles war jedoch so krude und ab- 
stoßend in Buschs Befangenheitsbegrün- 
dung. Demjanjuks Rechtsanwalt verwies 
auch auf die skandalöse Nichtverfolgung 
der NS-Verbrecher in der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten 60 Jahren. Die 
Frage stand natürlich im Raum: Warum 
nur Demjanjuk, warum erst jetzt ein Pro- 
zess? Erich Lachmann, der von 1942 an 
als ‚„Unterführer“ die Trawniki, die 


„Hilfswilligen“ in Sobibor befehligte, so- 
wie vier weitere Angeklagte wurden bei- 
spielsweise im ersten Sobibor-Prozess 
freigesprochen. Weil sie angeblich nur 
widerstrebend an den Morden mitgewirkt 
hätten, bescheinigte ihnen 1966 das 
Landgericht Hagen eine „vermeintliche 
Nötigungsnotstandslage“. Auch Karl 
Streibel, den Leiter des SS-Lagers Traw- 
niki, nach dem später die Schergen der 
Deutschen benannt wurden, sprach das 
Hamburger Landgericht 1976 frei: Man 
habe ihm nicht beweisen können, dass er 
wusste, wofür er die „Trawniki“ ausge- 
bildet habe. Die Hinweise der USA an 
die Bundesrepublik in den 1980er und 
-90er Jahren, sie solle Auslieferungsan- 
träge gegen hunderte SS-Helfer stellen, 
stießen auf keinerlei Interesse. Alle blie- 
ben unbestraft, einige leben heute noch 
unbehelligt, auch in Deutschland. 

Gerade in München hatten NS-Täter 
bislang in der Mehrzahl wenig zu befürch- 
ten. Bis zuletzt wurden viele Ermittlungs- 
verfahren gegen NS-Massenmörder einge- 
stellt oder gar nicht erst begonnen. In einer 
Studie der Rechtshistorikerin Kerstin 
Freudiger („Die juristische Aufarbeitung 
von NS-Verbrechen“, Verlag Mohr Sie- 
beck, Tübingen) wurde im Jahr 2002 
nachgewiesen, dass es gar eine besondere 
„Münchner Variante der extremen Über- 
bewertung der Befehlssituation“ gab, nach 
der dem deutschen Vernichtungspersonal 
von den Münchner Behörden generell das 
Fehlen eines Täterwillens attestiert wor- 
den war. Gegenüber dem a.i.d.a.-Archiv 
wies Efraim Zuroff in diesem Zusammen- 
hang ausdrücklich noch einmal auf die 
veröffentlichte Liste der gesuchten NS- 
Kriegsverbrecher seines Simon-Wiesen- 
thal-Centers in Jerusalem hin. Mit dem 
„Gesuchten“ Klaas Faber, so Zuroff, sei 
dort ganz bewußt ein mutmaßlicher 
Kriegsverbrecher aufgeführt, dessen 
Wohnort (Ingolstadt) längst öffentlich be- 
kannt ist. Die Münchner Staatsanwalt- 
schaft, die die Ermordung niederländi- 
scher Widerstandskämpfer durch Faber le- 
diglich als verjährten „Totschlag“ einstuft, 
hat hier seit Jahren eine Strafverfolgung 
verhindert, das bayerische Justizministeri- 
um hat dabei zugesehen. 

Auch der nun weltweit beachtete Pro- 
zess gegen Iwan Nikolai (‚John‘) Dem- 
janjuk schien den Münchner Gerichtsbe- 
hörden nie besonders wichtig zu sein. 
Der Bundesgerichtshof hatte die Klage- 
übernahme in München gar erst gegen 
den Willen der dortigen Staatsanwalt- 
schaft erzwingen müssen. Am 1. Prozess- 
tag ließ man am Gerichtsgebäude in der 
Sandstraße Überlebende der nationalso- 
zialistischen Vernichtungspolitik und Ne- 
benklägerInnen aus dem Ausland zum 
Teil stundenlang in der Kälte vor ver- 
schlossenen Türen warten. 

Robert Andreasch I 
Stand: Montag, 31. Nov. 2009, der Prozess wird 
fortgesetzt, www.aida-archiv.de 
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In dieser Hinsicht war sein Antrag bis- 
her erfolglos, die Lesung konnte wie ge- 
plant stattfinden. 

Bemerkenswert ist, dass im Antrag auf 
Einstwillige Verfügung keine einzige 
Textstelle des Buchkapitels nachgewie- 
sen wird, in der falsche bzw. nicht be- 
weisbare Behauptungen aufgestellt wer- 
den. Am 10. Dezember 2009 sollte der 
Gerichtstermin stattfinden. Lempp zog 
seinen Antrag auf einstweilige Verfügung 
jedoch kurzfristig zurück. Dazu gab es of- 
fenbar vor allem formale Gründe; Lempp 
will weiterhin gegen das Buch vorgehen 
und strebt ein Verfahren in der Hauptsa- 
che an. 

Dieser Rechtsstreit ist bedeutsam für 
die Art, wie in Stuttgart mit der NS-Ge- 
schichte umgegangen wird, insbesondere 
auch mit der überfälligen Aufarbeitung 
der Geschichte der städtischen Ämter. 
Nicht umsonst fordern die in der Initiati- 
ve Gedenkort Hotel Silber zusammenge- 
schlossenen Initiativen die Gründung ei- 
nes Stuttgarter NS-Dokumentationszen- 
trums. Konkret geht es aber zunächst um 
Solidarität mit zwei Mitstreitern in der 
Arbeit „gegen das Vergessen.“ Sowie um 
Widerstand gegen den Versuch, unbeque- 
me Stimmen einzuschüchtern und zum 
Schweigen zu bringen. 

Der Titel ist im Buchhandel noch nicht 
wieder greifbar, kann jedoch über das 
Bürgerprojekt AnStifter bezogen werden: 
kontakt@die-anstifter.de. Versand auf 
Rechnung, incl. Porto 21,50 EUR. Das 
Buch wurde in der „Stuttgarter Zeitung“ 
vom 30.11. zum wichtigsten Stuttgarter 
Buch des Jahres erklärt. 

nach Kommunale Berichte Stuttgart 
25-26/2009 I 


Dresdner Einkaufszentrum 
„Mälzerei” wirbt mit und 


für Neonazis 

DRESDEN. Das Einkaufszentrum „Mälze- 
rei“ in Dresden-Pieschen beherbergt seit 
längerem zwei einschlägig rechte bzw. 
neonazistische Geschäfte. In einer Wer- 
beanzeige vom 3. Dezember in der 
Dresdner Morgenpost wurden beide, ne- 
ben weiteren Geschäften der „Mälzerei“, 
beworben. 

Unter der Überschrift „Weihnachtliches 
Flair in der Mälzerei — Adventstreiben in 
urgemütlicher Atmosphäre“ wird der 
„Army Shop“ von Maik Knothe als „Ge- 
schenkegrube für Männer“ bezeichnet. 
Der Inhaber biete „strapazierfähige Frei- 
zeitkleidung“ an. Was die Werbung ver- 
schweigt: Diese  „Freizeitkleidung“ 
stammt u.a. von „Erik&Sons“ — einer 
Marke, die vorrangig im neonazistischen 
Spektrum getragen wird und von ehema- 
ligen Machern der einschlägig bekannten 
Marke „Thor Steinar“ betrieben wird. 

Noch offensichtlicher ist der neonazis- 
tische Hintergrund beim zweiten bewor- 
benen Geschäft, dem „Neverstraight Clo- 
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thes“. Was in der Werbung verharmlo- 
send als „Neben Bodypiercing und Tattoo 
werden ein kleines aber feines Schmuck- 
sortiment und Szeneklamotten (sic!) an- 
geboten“ umschrieben wird, entpuppt 
sich als das Angebot eines der relevantes- 
ten sächsischen Szene-Geschäfte für neo- 
nazistische Musik und Bekleidung. Im 
Angebot finden sich die aktuellen CD’s 
aus der Rechtsrock-Szene genauso wie T- 
Shirts und Merchandise-Produkte der 
entsprechenden Bands. Verwundern kann 
das nicht, schließlich ist der Betreiber des 
„Neverstraight Clothes“, Sebastian 
Raack einschlägig in der Szene bekannt. 
Als Mitglied der südbrandenburgischen 
Band „outlaw“ macht er selbst Rechts- 
rock. Auch war er beispielsweise Teilneh- 
mer an der neonazistischen Demonstrati- 
on am 21. Juni 2008 in Dresden, die in 
Folge des verbotenen „JN Sachsen-Ta- 
ges“ stattfand und während der es zu ge- 
waltsamen Angriffen auf einen tsche- 
chischen Fotografen und einen Mitarbei- 
ter des Ordnungsamts kam. 

Sebastian Raack ist auch als „An- 
sprechpartner“ für das Musiklabel 
„OPOS-Records“ genannt. Das firmiert 
unter derselben Postadresse wie das „‚Ne- 
verstraight Clothes“. 

„OPOS-Records“ ist eines der wich- 
tigsten sächsischen Labels für neonazisti- 
sche Musik und setzt dabei Trends für 
und in der Szene. Im Angebot finden sich 
CD’s von Neonazi-Bands aus dem In- 
und Ausland und Merchandise-Artikel. 

In der Vergangenheit waren die Betrei- 
ber des „Kaufhaus Mälzerei‘ wiederholt 
auf die Hintergründe der zwei Geschäfte 
hingewiesen worden. 

Offenbar haben sie mit dem rechten 
und neonazistischen Treiben keine 
Schwierigkeiten. 

Antifaschistisches Rechercheteam 
Dresden, venceremos.antifa.net/art 
art_dd@riseup.net 


Erfolgreiches Seminar von 
„Dortmund stellt sich quer!” 


DoRTMUND. Knapp 50 Nazigegner, unter 
anderem aus Antifagruppen, der Frie- 
densbewegung, den Gewerkschaften und 
weiteren linken Organisationen, haben 
am Samstag, den 28. November an unse- 
rem Seminar in Dortmund teilgenom- 
men. Dieses stand unter dem Motto 
„NRW - Deine Nazis“. In von Ulla Jelp- 
ke (MdB, DIE LINKE), Isolde Aigner 
(Arbeitsstelle Neonazismus, FH Düssel- 
dorf) und Markus Bernhardt (Tageszei- 
tung junge Welt) geleiteten Arbeitsgrup- 
pen, informierten sich die Anwesenden 
über den vermeintlichen Antikapitalis- 
mus von rechts, die Codes der Neonazis 
und befassten sich mit den rechtsextre- 
men Positionen zu Krieg & Frieden. Das 
Seminar hatte zuvor mit einem Vortrag 
von Jürgen Peters zum Thema „Neonazis 
in NRW“ begonnen. 


: ZUGDER 


BEINNERUNG 


Ab sofort: KALENDER 
2010 „Soziale Bewegun- 
gen” 


farbig AA, Preis: 10 Euro, Mengenrabatt 
nach Absprache. Solange der Vorrat 
reicht. Mit dem Kalenderverkauf wird das 
Finanzierungsloch für das Projekt „Zug-der- 
Erinnerung auf der Heidebahn” etwas ge- 
stopft. Bestellen bei: 
zug_der_erinnerung@yahoo.de 
Kalender-Themen: 
Antifa, Antimilitarismus, Gewerkschaft, Int. 
Frauentag, AntiAtom, biker, Gertrud, JZ-Be- 
wegung, NutztierArche, ... 
Die Kalenderblätter sind zu betrachten un- 
ter: http://antifa.sfa.over-blog.com/album- 
1523825.html 


Einig waren sich die Anwesenden, im 
kommenden Jahr erneut entschlossen ge- 
gen den drohenden neofaschistischen 
Großaufmarsch in der Ruhrgebietsmetro- 
pole zu protestieren. Verschiedene Grup- 
pen aus Süddeutschland und Berlin ha- 
ben dafür bereits ihre Unterstützung zu- 
gesichert. 

Bereits jetzt haben wir mit unseren Pla- 
nungen für antifaschistische Aktivitäten 
rund um den so genannten „Nationalen 
Antikriegstag“ der Nazis im kommenden 
Jahr begonnen. Gemeinsam mit allen, die 
gegen die vorherrschende aggressive 
Kriegspolitik und die Neonazis demons- 
trieren wollen, werden wir entschlossen 
auf die Straße gehen, um den neuerlichen 
Großaufmarsch der Faschisten 2010 in 
Dortmund zu verhindern. 

Zuvor rufen wir Euch auf, an den Pro- 
testen gegen den Naziaufmarsch am 13. 
Februar 2010 teilzunehmen. Die Aufmär- 
sche in Dortmund und Dresden sind zwei 
Seiten der selben Medaille! Bereiten wir 
den Nazis in beiden Städten ein Desaster! 

Dortmund stellt sich quer! I 


Der Vormarsch der Islamophobie - 
das Minarettverbot in der Schweiz 


Ende November stimmten fast 57 
% der stimmberechtigten Schwei- 
zerInnen bei einem Referendum 
dafür, den Bau von Minaretten zu verbie- 
ten. Die Volksinitiative für ein Minarett- 
verbot im Sommer 2008 wurde von der 
extrem rechten SchweizerischenVolkspar- 
tei (SVP) des ehemaligen Bundesrates 
Christoph Blocher mit Unterstützung der 
Kleinpartei Eidgenössisch-Demokratische 
Union (EDU) ins Leben gerufen. Mit der 
Initiative soll das Verbot zur Errichtung 
von Moscheen mit Gebetstürmen in der 
Schweizer Verfassung verankert werden. 
Die SVP und die EDU hatten in andert- 
halb Jahren mehr als 100.000 Unterschrif- 
ten gesammelt und so die Volksabstim- 
mung durchgesetzt. Der SVP-Politiker Ul- 
rich Schlüer, fabulierte, die Minarette sei- 
en ein „politisches Symbol eines Machtan- 
spruchs“ des Islams. Er betonte heuchle- 
risch, dass sich das Referendum nicht ge- 
gen den Islam als Religion wende.! 

Die Tatsache, dass von den 7,5 Millio- 
nen EinwohnerInnen der Schweiz ledig- 
lich 400.000 muslimischen Glaubens sind, 
lässt in keiner Hinsicht auf einen expansi- 
ven Islam mit politischem Hegemonialan- 
spruch schließen. In der gesamten 
Schweiz existieren auch nur vier Mo- 
scheen mit Minaretten. Im Vorfeld der Ab- 
stimmung gab es zwei islamophob moti- 
vierte Anschläge auf die größte Schweizer 
Moschee in Genf. 

Die Initiative erhielt die für eine Annah- 
me erforderliche Mehrheit in über der 
Hälfte der 26 Kantone. Nur in vier Kanto- 
nen gab es eine Mehrheit gegen ein Mina- 
rettverbot. Somit ist die Möglichkeit gege- 
ben, den Artikel 72 der Schweizer Verfas- 
sung, der das Verhältnis zwischen Religion 
und Staat regelt, zu ändern. Dort soll das 
Minarettverbot als „geeignete Maßnahme 
zur Wahrung des Friedens zwischen den 
Mitgliedern unterschiedlicher Glaubens- 
gemeinschaften“ ratifiziert werden.? 

Im Vorfeld der Abstimmung wurde eine 
Ablehnung der Initiative erwartet. Außer 
den verantwortlichen Parteien SVP und 
EDU sprachen sich alle Parteien in der 
Schweiz gegen den Verbotsantrag aus. Der 
Schweizer Bundesrat in Bern hatte die 
BürgerInnen dazu aufgefordert, die Initia- 
tive abzulehnen. Dem schlossen sich die 
christlichen Kirchen, die Gewerkschaften 
und die Wirtschaftsverbände an. 

Für Empörung im Vorfeld der Abstim- 
mung sorgten vor allem rassistische Plaka- 
te der Anti-Minarett-Initiative. Auf einem 
Plakat war eine Frau im schwarzen Tscha- 
dor vor einer Schweizer Fahne mit rake- 
tenähnlichen Minaretten zu sehen. Die 
Eidgenössische Kommission gegen Ras- 
sismus (EKR) wertete das Plakat als eine 


Bedrohung des öffentlichen Friedens. Die 
Stadtverwaltungen von Basel, Lausanne 
und Fribourg verboten die Plakate wegen 
rassistischer Inhalte. In Zürich, Luzern 
und Genf blieben die Plakate erlaubt. 
Mehrere VertreterInnen der UN-Men- 
schenrechtskommission sprachen von ei- 
ner „erschreckenden Plakatkampagne“.3 


wählen! 
www.pro-nrw.net 


Pro NRW fordert nun, analog zur SVP-Kampagne, 
ein Minarettverbot ins Landesbaugesetz NRW auf- 
zunehmen. 


Islamophobische Stimmungsmache: 
Die Schweizerische Volkspartei (SVP) 


Die 1971 aus der Bauern-, Gewerbe- und 
Bürgerpartei und der Demokratischen 
Partei der Kantone Graubünden und Gla- 
rus hervorgegangene Schweizerische 
Volkspartei (SVP) wandelte sich ab den 
1980er Jahren unter der inoffiziellen Füh- 
rung des Zürcher Unternehmers Christoph 
Blocher zu einer rechten Volkspartei, die 
in der gesamten Schweiz und in allen so- 
zialen Schichten vertreten ist. („‚Catch-all- 
Partei“).* Ihre simplifizierende Rhetorik 
ähnelt dem Vorbild anderer rechtspopulis- 
tischer Parteien in Westeuropa.> Das bis- 
her erfolgreichste Wahlergebnis auf natio- 
naler Ebene erzielte die SVP bei den Na- 
tionalratswahlen im Jahre 2007. Mit 62 
NationalrätInnen stellt sie nun nahezu die 
größte Abordnung einer Partei in der Gro- 
ßen Kammer seit Einführung des Proporz- 
systems. 

Ein erstes Zeichen für das Erstarken der 
SVP war die erfolgreich geführte Kampa- 
gne gegen den UNO-Beitritt im Jahre 
1986. Sechs Jahre später agitierte die SVP 
gegen den Beitritt der Schweiz zum Euro- 
päischen Wirtschaftsraum (EWR). In ei- 
ner Volksabstimmung unterstützte eine 
knappe Mehrheit der Schweizer Bevölke- 
rung diese Position, was für die Partei ei- 


nen enormen Prestigegewinn bedeutete. 

In der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
orientiert sich die Partei stark an wirt- 
schaftsliberalen Prinzipien und gegen die 
Ausweitung staatlicher Kompetenzen. 
Die SVP wendet sich kategorisch gegen 
einen EU-Beitritt und militärische Aus- 
landseinsätze. In der Migrationspolitik 
setzt die Partei sich für die deutliche Ver- 
schärfung des Asylrechts ein und warnt 
zudem vor einer „Zuwanderung ins Sozi- 
alsystem“.® Islamophobe Haltungen 
durchdringen die Spitze der Partei, ein 
Verbot des Baus von Minaretten wurde 
immer wieder gefordert. Rassismus ist ein 
zentraler Bestandteil der SVP. Ihre Ju- 
gendorganisation, Junge SVP, im Kanton 
Wallis verwendete bei der Agitation gegen 
Einbürgerungserleichterungen von Aus- 
länderInnen ein in eine schweizerische 
Identitätskarte montiertes Bild Osama bin 
Ladens. 

Im Rahmen des Wahlkampfes zu den 
Schweizer Parlamentswahlen 2007 sprach 
sich die SVP für die so genannte „Aus- 
schaffungsinitiative‘“ aus und warb dafür 
mit einer bildlichen Darstellung eines 
schwarzen Schafs, was der Landesregie- 
rung eine Anfrage vom UN-Sonderbe- 
richterstatter für Rassismus, Doudou Die- 
ne, nach sich zog.’ Zusätzlich entwickelte 
die SVP ein Onlinespiel mit dem Namen 
„Zottel rettet die Schweiz‘, wo verhindert 
werden muss, dass Schweizer Pässe „ver- 
schleudert“ werden und Richter die Ein- 
bürgerung von AusländerInnen vorneh- 
men können.$ Georg Kreis, Präsident der 
Rassismuskommission, warf der SVP auf- 
grund einer Kampagne zur Asylpolitik 
vor, sich „in der Grauzone zwischen Ras- 
sismus und Ausländerfeindlichkeit“ zu 
bewegen.? 

Mit anderen europäischen rechtspopu- 
listischen Parteien pflegt die SVP offiziell 
keine Verbindungen, die JSVP hingegen 
ist Mitglied der Jungen Internationalen 
Demokratischen Union. Parallelen zu den 
italienischen Parteien Lega Nord und Al- 
leanza Nazionale, zur ungarischen Fidesz, 
zur Liste des ermordeten Pim Fortuyn in 
den Niederlanden, zur Dänischen Volks- 
partei sowie zur Freiheitlichen Partei 
Österreichs (FPÖ), zum französischen 
Front National und zum belgischen 
Vlaams Belang sind unverkennbar. !0 Vor 
allem die FPÖ übernahm immer wieder 
Kampagnen und Kernforderungen der 
SVP, zum Teil mit ausdrücklicher Bezug- 
nahme auf deren Initiativen.1! 


Reaktionen 


Das Votum gegen neue Minarette in der 
Schweiz wird von extrem rechten Parteien 
in Westeuropa als Sieg gegen die „schlei- 
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chende Islamisierung“ gefeiert; sie for- 
dern ähnliche Initiativen in ihren Ländern. 
Der italienische Minister von der Lega 
Nord, Roberto Calderoni, sprach von ei- 
nem „klaren Signal aus der Schweiz auch 
für uns.‘ Minarette hätten „eine weit über 
das Religiöse hinausreichende Bedeu- 
tung“; die Schweizer Abstimmung hätte 
es geschafft, „die propagandistischen 
Aspekte des Islam zu bremsen.“!2 Als 
Zeichen des „abendländischen Charak- 
ters“ des italienischen Staates will die 
Lega Nord das Kreuz zum Bestandteil der 
italienischen Nationalflagge machen. 
Auch führende Vertreter der PdL, der Par- 
tei von Regierungschef Silvio Berlusconi 
begrüßten die Ergebnisse der Abstim- 
mung.!3 In Frankreich befürwortetee der 
Front National das Abstimmungsergeb- 
nis. In einer Stellungnahme hieß es:!* 
„Die sogenannten Eliten sollten endlich 
aufhören, die Befürchtungen der Men- 
schen in Europa zu ignorieren.“ Es ginge 
nicht darum, die Religionsfreiheit einzu- 
schränken, aber man wolle keine auffälli- 
gen Symbole, „die politisch-religiöse 
Muslime der Gesellschaft aufzwingen 
wollten.“ Der Vorsitzende der niederlän- 
dischen Partei für die Freiheit (PVV), Ge- 
ert Wilders, stellte die These auf, dass bei 
einer ähnlichen Abstimmung in den Nie- 
derlanden eine Mehrheit für ein Minarett- 
verbot stimmen würde. Er fand Lob für 
die Entscheidung in der Schweiz:!5 „Zum 
ersten Mal haben sich Menschen in Euro- 
pa der Islamisierung widersetzt.“ 

Auch in der BRD gab es lobende Worte 
für das Votum gegen Minarette. Der 
rechtskonservative Publizist Henryk M. 
Broder jubelte nach der Abstimmung: !6 
„Die Schweizer sind die erste europäische 
Nation, die sich in einer freien Abstim- 
mung gegen die Islamisierung ihres Lan- 
des entschieden hat. Nicht gegen die Reli- 
gionsfreiheit, nicht gegen Lokale, in de- 
nen halal gegessen wird, nicht gegen den 
Islam als Religion. Nur gegen eine Asym- 
metrie, die auch in anderen Ländern als 
naturgewollt hingenommen wird. Mos- 
lems dürfen in Europa Gebetshäuser bau- 
en, Christen in den arabisch-islamischen 
Ländern dürfen es nicht (von den Juden 
und anderen Dhimmis nicht zu reden). In 
Afghanistan und Pakistan droht Konverti- 
ten die Todesstrafe, Touristen dürfen nach 
Saudi-Arabien nicht einmal Bibeln im 
Gepäck mitführen. Das sind Zustände, die 
nicht toleriert werden können.“ 

Für Thilo Sarrazin, der in jüngster Ver- 
gangenheit mit rassistischen Äußerungen 
über MigrantInnen Aufsehen erregte, 
zeigt die Abstimmung, „daß in der Tiefe 
der Gesellschaft anders gedacht wird, als 
die politische Klasse und die Mehrheit der 
Medien glauben wollen“17 Der innenpoli- 
tische Sprecher der Unionsfraktion, Hans- 
Peter Uhl (CSU),verteidigte ebenfalls die 
Minarettgegner. In der Sendung „Was er- 
lauben Strunz“ des Nachrichtensenders 
N24 sagte Uhl:!3 „Sie können die Mehr- 
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heit einer Bevölkerung in einer demokra- 
tischen Entscheidung nicht irgendwie ins 
Abseits drängen oder als eine radikale 
Minderheit darstellen oder etwa so behan- 
deln wie den Herrn Sarrazin aus Berlin. 
Das ist die Mehrheit. Und die hat gespro- 
chen. Darüber muß man nachdenken. Al- 
les Fremde hat ja eine gewisse Attraktivi- 
tät, wenn es in der richtigen Dosis einher- 
kommt. Wenn es aber mit einer zu großen 
Dominanz Platz greift, sich auch auf un- 
seren Plätzen breit macht, dann fragt man 
sich, Moment mal, wo sind wir hier ei- 
gentlich? Sind wir noch in Deutschland?“ 

Die islamophobe Fraktion Pro Köln im 
Rat der Stadt Köln forderte analog zum 
Schweizer Volksentscheid, ein Minarett- 
Verbot in das Landesbaugesetz NRW auf- 
zunehmen. Eine entsprechende Resoluti- 
on soll in der nächsten Kölner Ratssitzung 
beantragt werden. Pro Köln sieht das Mi- 
narett als ein „aggressives-islamistisches 
Machtsymbol“ gegenüber der „christli- 
chen und jüdischen Mehrheitsbevölke- 
rung in Deutschland und Europa“ an. In 
dem Antrag heißt es:!19 „Die Landesregie- 
rung vertreten durch den Minister für 
Bauen und Wohnen wird in einer Resolu- 
tion aufgefordert, die notwendigen Maß- 
nahmen zu ergreifen, die für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung vom 
1. März 2000 geltende Bauordnung 
(BauOÖ NRW) dahingehend zu ändern, 
dass in $ 12, der die Gestaltung von Bau- 
werken regelt, explizit ein Minarettverbot 
hinzugefügt wird. Ferner fordert der Rat 
der Stadt Köln den Oberbürgermeister 
dazu auf, die bisher vorhandenen Unter- 
lassungen der Landesbauordnung bezüg- 
lich eines Verbotes von Minaretten im 
Rahmen seiner Möglichkeiten für das Ge- 
biet der Stadt Köln auszugleichen, bis 
eine einheitliche Regelung für das Land 
Nordrhein-Westfalen gefunden worden 
ist.“ 

In bürgerlichen und linken Kreisen reg- 
te sich Widerstand gegen das Schweizer 
Votum. Die Schweizer Grünen kündigten 
an, eine Anrufung des Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshofs in Straßburg zu 
prüfen. Sie sehen durch die Wahl die in 
der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention verankerte Religionsfreiheit ver- 
letzt. Frankreichs Außenminister Bernard 
Kouchner erklärte:20 „Wenn man keine 
Minarette mehr bauen kann, dann bedeu- 
tet es, dass man eine Religion unter- 
drückt.“ Die sozialistische Partei Frank- 
reichs sprach von einer „beunruhigenden 
Entscheidung“, die die „Versuchung“ zei- 
ge, Muslime „zu Sündenböcken für alle 
Übel der westlichen Welt“ verantwortlich 
zu machen. Der schwedische Migrations- 
minister Tobias Billström sagte:?! „Ich 
bin überrascht und finde es etwas seltsam, 
dass so etwas mit einer Volksabstimmung 
entschieden wird. In Schweden wird so 
etwas von den Stadtplanern entschieden.“ 
Die österreichische Innenministerin Ma- 
ria Fekter postulierte:?? „In Österreich ist 


es so, dass wir grundsätzlich Religions- 
freiheit haben. Und zur Religionsfreiheit 
gehören auch Gotteshäuser.“ 

In Indonesien, dem Land mit der welt- 
größten muslimischen Bevölkerung, wur- 
de die Schweizer Entscheidung verurteilt. 
Muskuri Abdillah, der Vorsitzende der 
muslimischen Partei Nahdlatul Ulama 
(NU) äußerte:?3 „Die Schweizer wollen 
in ihrem Land keine muslimische Präsenz 
sehen, diese intensive Abneigung hat sie 
intolerant gemacht. Auf diese Intoleranz 
solle am besten mit Toleranz reagiert wer- 
den, zumindest friedlich. Wir fordern In- 
donesiens Muslime auf, sich für die Ent- 
scheidung nicht zu rächen. Wir sollten ih- 
nen Toleranz und die Freiheit der Religion 
zeigen.“ In der Türkei erschien auf der Ti- 
telseite der islamischen Zeitung „Zaman“ 
der Slogan „Islamophobie aus der Wah- 
lurne“.24 Der türkische Kulturminister Er- 
tugrul Günay bezeichnete die Entschei- 
dung als „Zeichen religiöser Intoleranz, 
das nicht zu Europa passe.“ Weiterhin 
schloss Günay nicht aus, dass das Mina- 
rettverbot zu Protestaktionen in der isla- 
mischen Welt führen könnte, beispiels- 
weise auch zum Boykott Schweizer Wa- 
ren. Der türkische Ministerpräsident Re- 
cep Tayyip Erdogan sah in der Schweizer 
Entscheidung zum Bauverbot neuer Mi- 
narette einen „Ausdruck einer wachsen- 
den rassistischen und faschistischen Hal- 
tung in Europa“. Religions- und Mei- 
nungsfreiheit seien Grundrechte, die nicht 
zur Abstimmung gestellt werden dürf- 
ten:25 „Ebenso wie Antisemitismus ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit ist, 
so ist auch Islamophobie ein Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit.“ 

Die Schweizer Justizministerin Eveline 
Widmer-Schlumpf, die früher Mitglied 
der SVP war, versuchte, die bevorstehen- 
den Spannungen zwischen der Schweiz 
und islamischen Ländern in heuchleri- 
scher Weise zu glätten:?6 „Ich werde er- 
klären, dass die Abstimmung die Minaret- 
te betroffen hat, aber selbstverständlich 
nicht die muslimische Gemeinschaft.“ 
Die Schweiz sei weiterhin an einer ‚„inter- 
religiösen Zusammenarbeit interessiert 
und „dass wir den Religionsfrieden in der 
Schweiz weiterhin sehr hoch halten wol- 
len.“ Die Volksabstimmung gegen die Mi- 
narette sei „nicht eine Abstimmung gegen 
den Islam“ gewesen, sondern „eine Ab- 
stimmung, die sich gegen fundamentalis- 
tische Ausprägungen richtete“. 

Nach dem ersten Minarettverbot in ei- 
nem europäischen Staat geht es der 
Schweizer Regierung nun darum, vor al- 
lem außenpolitisch Schadensbegrenzung 
zu betreiben. Die Argumentation, dass das 
Bauverbot keinen Angriff auf den Islam 
und die Religionsfreiheit darstellt, wirkt 
jedoch nicht sonderlich überzeugend. Die- 
ses Ergebnis kann nur mit einer teilweise 
diffusen islamophoben und rassistischen 
Einstellung in weiten Teilen der Schweizer 
Bevölkerung erklärt werden. Die extreme 


Rechte in Europa, die vor allem mit dem 
Thema Islamfeindschaft Stimmung macht, 
sieht sich nun aufgrund des Referendums 
in der Schweiz im Aufwind. Für die Zu- 
kunft sind ähnliche Initiativen in anderen 
Ländern zu erwarten — leider auch ähnliche 
Abstimmungsergebnisse. 
Michael Lausberg WM 
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Naziaufmarsch am 
3.2. 2010 in Dresden 


Es ist einmal wieder soweit: in 
etwa drei Monaten wollen Neofa- 

schisten aus ganz Deutschland 
und Europa am 13. Februar in Dresden 
aufmarschieren und damit an den, wie sie 
es nennen, „Bombenholocaust“ im Zwei- 
ten Weltkrieg erinnern. Dresden war eine 
der letzten Städte, die von Alliierten 
Bombern angegriffen wurde und die mili- 
tärische Notwendigkeit ist bis heute nicht 
unumstritten. Dieser alljährliche Auf- 
marsch gehört zu den größten in ganz Eu- 
ropa. 

Deshalb ruft die VVN-BdA, die Verei- 
nigung der Verfolgten des Naziregimes — 
Bund der Antifaschistinnen und Antifa- 
schisten auf, sich den Horden von Neofa- 
schisten entgegenzustellen, notfalls auch 
mit einer Blockade (Siehe  http://ipar. 
blogsport.de/2009/1 1/17/keine-neonazi- 
aufmaersche-in-dresden-erklaerung-der- 
vvn-bda/). 

Hierzu gibt es nun einen Aufrufflyer, 
sowie ein Plakat. Ihr könnt eine pdf-Ver- 
sion des Flyers unter  http://ipar. blog- 
sport.de/material/ runterladen. Ein Bild 
des Plakates findet ihr unten. Wenn ihr 
Material haben wollt, fragt bei Veranstal- 
tungen der VVN-BdA in eurer Umge- 
bung nach.  Attp:/ipar.blogsport.de/ 


Naziaufmärsche blockieren ist unser 
Recht! Stellen wir uns dem Neonazi- 
aufmarsch am 13. Februar 2010 in 
Dresden gemeinsam entgegen! 
Erneut planen Nazis aus ganz Deutsch- 
land und Europa im Februar 2010 zum 
Jahrestag der Bombardierung Dresdens 
aufzumarschieren. Die Zahlen der Teil- 
nehmer des „Trauermarsches“ der Neo- 
nazis im Jahr 2009 sprechen für sich: mit 
7.000 Alt- und Neonazis auf der Straße ist 
Dresden der zentrale Aufmarschort der 
Neonazis in Deutschland geworden. 

Neonaziaufmärsche sind kein Mittel 
der demokratischen Meinungsäußerung, 
sondern Aufrufe zu rassistischer Gewalt 
und Ausgrenzung. Sie sind eine Beleidi- 
gung aller überlebenden Opfer des Nazi- 
regimes und aller Opfer neonazistischer 
Gewalt. 


Vergessen wir nicht die 140 Todesopfer 
durch Neonazigewalt seit 1990. Verges- 
sen wir nicht den brutalen Neonazi-Über- 


Ob Dresden, Dortmund 
oder anderswo 


NAZI-AUFMÄRSCHE 
BLOCKIEREN IST 


UNSER RECHT! 


Keine Kriminalisierung von 
Zivilcourage gegen Neonazis! 


fall auf Gewerkschafter nach den antifa- 
schistischen Protesten in Dresden im Jahr 
2009. Wozu die Neonazis fähig sind, zei- 
gen auch die geplanten Attentate des 
NPD-Mitglieds Thomas Baumann auf 
den Freiburger Kulturtreff und auf den 
Südbadener DGB-Vorsitzenden. Bau- 
manns Bombenwerkstatt war erst nach 
anonymen Tipps von aktiven Antifaschis- 
ten von der Polizei ausgehoben worden. 

Wir rufen alle Bürgerinnen und Bürger 
dazu auf, sich den Neonazis in Dresden 
entschlossen entgegen zu stellen. Beteili- 
gen Sie sich an den Protestkundgebungen 
an der Aufmarschstrecke der Neonazis. 
Wir wünschen uns, dass viele Menschen 
unterschiedlicher sozialer und politischer 
Herkunft zu einer gemeinsamen Aktion 
zivilen Ungehorsams zusammenfinden. 

Wir erklären: 

Wenn Nazis marschieren, werden wir 
dagegen protestieren! Wenn es notwendig 
ist, auch mit einer Blockade! 

Faschismus ist keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen! 

www.vvn-bda.de Mi 
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Aachen. Der Prozesstag gegen 
den ehemaligen SS-Mann Boe- 
re am 8.12. begann mit einer 
guten Nachricht. Die Kammer des 
Landgerichts Aachen lehnte den An- 
trag der Verteidigung Boeres ab, den 
Prozess gegen den ehemaligen SS 
Mann einzustellen. Das EU Recht sehe 
zwar vor, dass ein Angeklagter nicht 
zweimal für dieselbe Tat verurteilt 
werden könne, solle jedoch einen 
Schutz vor doppelter Verfolgung und 
Bestrafung gewährleisten. Da die 
Strafe gegen Boere niemals voll- 
streckt worden sei und in den Nieder- 
landen noch vollstreckt werden kön- 
ne, stehe der Fortführung des Verfah- 
rens nichts entgegen. Im Anschluss 
gab der vorsitzende Richter Nohl fünf 
zusätzliche Verhandlungstermine be- 
kannt. 


Der SS-Mann Heinrich Boere ließ so- 
dann durch seinen Anwalt eine mehrseiti- 
ge Erklärung verlesen, in der er zugab, 
Fritz Hubert Ernst Bicknese, Teunis de 
Groot und Frans Willem Kusters erschos- 
sen zu haben. In der Erklärung berichtete 
Boere, der sich als freiwilliger zur Waf- 
fen-SS gemeldet hatte, dass er als Mit- 
glied der SS Division Wiking, der späte- 
ren SS-Panzergrenadier-Division Wiking, 
an der Ostfront kämpfte. Die Division 
Wiking ermordete im Zuge des Überfalls 
auf die Sowjetunion hunderte Jüdinnen 
und Juden — dies allerdings erwähnte 
Boere nicht. Und das Massaker in Zbo- 
row, wo am 11. Juli 1941 600 jüdische 
EinwohnerInnen als „Vergeltung für sow- 
jetische Grausamkeiten“ ermordet wur- 
den und für welches die Division Wiking 
verantwortlich gemacht wird, erwähnt 
Boere nur in einem Nebensatz: Er selbst 
habe keine Kriegsverbrechen begangen 
und auch von den Ereignissen in Zbrow 
nichts mitbekommen. 

Boere berichtet über die Stationen der 
Division Wiking und wie er im Jahr 1942 
aus Krankheitsgründen zurück in die Nie- 
derlande kehrt. Am 25.8.1943 verkündet 
man ihm, er werde für den „Schutz“ der 
Niederlande benötigt. Er wurde dem 
Kommando Feldmejier zugeteilt. Zur 
Landwacht, dem bewaffneten Teil des 
NSB, wollte er eh nicht, „die wollten ja 
nicht kämpfen“. Boere fuhr in seiner Er- 
klärung fort, dass er sich an vieles nicht 
mehr recht erinnern könne und die Empö- 
rung der Nebenklage bezüglich seiner 
Vergesslichkeit nicht ganz verstehen kön- 
ne, es seien ja auch schließlich 65 Jahre 
vergangen. 


Boere fährt fort in seinen Erzählungen: 
Wie er Anfang des Jahres 1944 vom Füh- 
rer der 5. Standarte der Germanischen SS 
für das Sonderkommando Feldmeijer an- 
geworben wurde. ... Er berichtet von sei- 
nem ersten Treffen mit Feldmeijer, zu 
dessen Leibwache, dem Sonderkomman- 
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Boere-Prozess vom 8.12.2009: 


Einstellung des Verfahrens 


abgelehnt 


do Feldmeijer, er nun gehörte und dessen 
„Aufgabe“ es war „Vergeltungsanschlä- 
ge“ auszuführen. Er berichtet, dass ihm 
Fotos von ermordeten SSlern gezeigt 
wurden, wie er zur absoluten Schweige- 
pflicht vereidigt wurde und Feldmeijer 
ihnen sagte, wenn diese gebrochen wür- 
de, stünden sie mit einem Bein im KZ, 
mit dem anderen im Grab. 

Und dann berichtet Boere in seiner Er- 
klärung, wie er einen Anruf von Feldmei- 
jer bekam, dass er sich in Breda einzufin- 
den habe. Dort wurden ihm und seinen 
Mittätern Polak und Besteman zwei Na- 
men und Adressen gegeben, welche sie 
auswendig lernen sollten. Dass ihnen er- 
zählt wurde, diese hätten eine leitende 
Funktion im Widerstand und dass sie 
Waffen und Ausweise unter falschen Na- 
men erhielten, die sie als Mitglieder des 
Sicherheitsdienstes auswiesen. 

Ihr erstes Opfer sollte ein Arzt sein, den 
sie jedoch unter der angegebenen Adresse 
nicht angetroffen hätten. Sie fuhren wei- 
ter zur Drogerie von Bicknese, dem zwei- 
ten Opfer auf ihrer Liste. Sie betraten die 
Apotheke und warten, bis die anwesende 
Kundin diese verließ. Dann fragten sie 
den Mann hinter der Ladentheke, ob er 
Fritz Hubert Ernst Bicknese sei. Als die- 
ser die Frage bejahte, zog Boere seine 
durchgeladene Waffe aus der Mantelta- 
sche und gab den ersten Schuss auf den 
Mann ab. Dann habe auch Besteman auf 
den am Boden liegenden Mann geschos- 
sen. Ohne sich zu vergewissern, ob ihr 
Opfer tot ist, verließen sie die Drogerie, 
fuhren zu einem Versteck, wo sie ihre Pa- 
piere zurückerhielten und meldeten sich 
am folgenden Tag wieder in der Den Haa- 
ger Zentrale am Bezuidenhoutscheweg. 


3. September 1944. Boere gibt an, 
Wachdienst in der Dienststelle in Den 
Haag gehabt zu haben, wo er die Anwei- 
sung erhielt, Zivilkleidung anzuziehen 
und sich beim Kommandeur der Land- 
wacht Südholland zu melden. Während 
der Fahrt nach Vorschooten bekam Boere 
einen Zettel. Auf diesem standen die Na- 
men Teunis de Groot und Frans Willem 
Kusters. Das Auto parkten sie ein paar 
Häuser weiter. Die SS Männer Kromhout 
und Boere gingen sodann zu der angege- 
benen Adresse und schellten. Ein Tür- 
fenster wurde geöffnet, sie wiesen sich 
als Mitglieder des Sicherheitsdienstes aus 
und forderten Einlass. Teunis de Groot 
habe sich entschuldigt, dass er noch nicht 
angezogen sei, erinnert sich Boere. Ihr 
Opfer musste seinen Personalausweis 
vorzeigen. Dann „haben wir mehrmals 
auf ihn geschossen und sind wieder ge- 


fahren, ohne uns zu vergewissern, ob er 
tot war“. Die SSler fuhren weiter zum 
Hause Kusters, parkten in einer Seiten- 
straße. Auch hier wurde ein Türfenster 
geöffnet, jedoch von Kusters Frau. Unter 
dem Vorwand, sie müssten nach einer un- 
tergetauchten Person suchen verschafften 
sich die SS-Männer Eintritt, durchsuchen 
die Wohnung. Auch Kusters wurde auf- 
gefordert, sich durch Vorzeigen seines 
Personalausweises zu identifizieren, dann 
sagte man ihm, er solle sich etwas anzie- 
hen. Er müsse mit auf die Wache kom- 
men. 

In Boeres Bericht heißt es, Kusters 
Frau sei nicht von dessen Seite gewichen 
und sie „durften ja nicht in Anwesenheit 
einer Frau schießen“. Mit Kusters zusam- 
men sei man losgefahren und habe dann 
dem Fahrer vom Sicherheitsdienst ein 
Zeichen gegeben. Boere: „Kusters hat das 
wohl auch mitbekommen“. Der Fahrer 
täuschte eine Autopanne vor, forderte 
Kusters auf nachzusehen. Kusters stieg 
aus, ergriff die Flucht und wurde von 
Kromhout und Boere erschossen. Dies- 
mal überzeugten sich die SSler vom Tod 
ihres Opfers. Dann fuhren sie weg. 

Boere sagt, er habe die „Aufträge“ im- 
mer als militärische Befehle betrachtet, 
sich keine Gedanken gemacht, dass diese 
Unrecht sein könnten und auch keine 
Zweifel daran gehabt, dass die Personen, 
die er erschossen habe, an Anschlägen 
des Widerstandes beteiligt gewesen seien. 
Von seinen Vorgesetzten sei ihm schließ- 
lich immer wieder mitgeteilt worden, 
dass die Repressalien „notwendig und 
rechtens“ gewesen seien und als Soldat 
habe er gelernt, Befehle auszuführen. 
Heute sehe er das „natürlich“ anders. 


Nach der Verlesung der Erklärung be- 
raumte das Gericht eine Pause an. Im An- 
schluss an diese gab die Verteidigung 
Boeres an, dass dieser „zur Zeit keine 
weiteren Fragen beantworten werde“. 
Richter Nohl stellte fest, dass er gedacht 
habe, es würden Fragen beantwortet und 
die Kammer zog sich zur Beratung zu- 
rück. 

Nach dieser Unterbrechung verkündete 
die Kammer, dass sie den Antrag der Ver- 
teidigung vom 2.11., den Zeugen Beste- 
man zu laden, zurückgewiesen habe, da 
mit dessen Erscheinen vor Gericht nicht 
ernsthaft zu rechnen sei. Statt dessen sol- 
le Besteman audio-visuell vernommen 
werden. 

Weiter verhandelt wird am Freitag, den 
11. Dezember. 

http://akantifaac.blogsport.de/kein- 
vergessen/prozessbeobachtung/ 


Der Provokateur hat’s schwör: 
Wer sich die Provokation einmal 
zum Hauptberuf erkoren hat und 
es damit ernst meint, muss immer neue 
Grenzen überschreiten und ständig andere 
Tabus brechen, um noch wahrgenommen 
zu werden. Auch um den Preis, entweder 
bisweilen offene Türen einzurennen und 
gegen Tabus zu verstoßen, wo gar keine 
Tabus bestehen. Oder aber systematisch 
eine Haltung einzunehmen, die derart de- 
monstrativ gegen einen Denkkonsens zu 
wettern vorgibt, dass das Ganze bei Ver- 
schwörungswahn und einer wahnhaft ver- 
zerrten Wirklichkeitswahrnehmung endet. 

Der frühere französische Komiker Dieu- 
donn® M’bala M’bala, der unter seinem 
Vor- und Künstlernamen bekannt ist, doch 
seit zwei bis drei Jahren vor allem als Po- 
litaktivist in eigener Sache in Erscheinung 
tritt, hat sich offenkundig für die zweite 
Variante entschieden: Ende November er- 
fuhr das französische Publikum, er habe 
kurz zuvor eine Reise nach Teheran unter- 
nommen und dabei persönlich den Präsi- 
denten der Islamischen Republik Iran, 
Mahmud Ahmedinejdad, getroffen. Einige 
Tage lang fragten sich zahlreiche Beob- 
achter jedoch, ob es sich dabei nicht ledig- 
lich um Großsprecherei handele, ob der 
Besitzer eines Theaters im 11. Pariser Be- 
zirk sich nicht einmal mehr aufblähe wie 
ein Ochsenfrosch. Anlässlich einer Presse- 
konferenz, die am 28. November in sei- 
nem Theater stattfand und zu deren Auf- 
takt die Journalisten durch einen Ordner- 
dienst durchsucht wurden, präsentierte 
Dieudonne jedoch Aufnahmen, die an- 
scheinend beweisen, dass er tatsächlich im 
Gespräch mit Ahmedinejdad photogra- 
phiert worden ist. 


Kurzer Rückblick 


Schon seit einiger Zeit fragte man sich, 
welche angebliche Grenze er nun noch 
überschreiten könnte, bevor seine Agitati- 
on in breiten Teilen der Öffentlichkeit nur 
noch langweilig erscheine. Dieudonn& ist 
Sohn eines kamerunischen Vaters und ei- 
ner französischen Mutter, war früher Anti- 
rassist und hatte in den neunziger Jahren 
den damals aufsteigenden Front National 
(FN) bekämpft. Im November 2006 aller- 
dings begab er sich zum „Präsidentschafts- 
konvent“ der rechtsextremen Partei, der 
damals im Pariser Vorort Le Bourget statt- 
fand, und schüttelte ihrem Chef Jean-Ma- 
rie Le Pen die Hand. Dabei verkündete er, 
alle beide hätten sie miteinander gemein- 
sam, Verfolgte und Verfemte des Systems 
zu sein. Dieser Auftritt schockierte viele 
frühere Freunde des Humors, den Dieu- 
donn& in mal schalen und mal wirklich gut 
gemachten Theaterstücken und Sketchen 
zum Besten gab. Im Juli 2008 erkor er 
denselben Jean-Marie Le Pen zum Taufpa- 
ten seines dritten Kindes. Doch danach 
war die Masche mit Le Pen auch schon 
wieder öde geworden. 

Anlässlich eines Jahresabschlussspekta- 


Französischer Antisemit Dieudonne 
besucht Irans Präsident Ahmedinedjad 


kels am 26. Dezember 2008 ließ er dann 
Robert Faurisson, den ältesten und promi- 
nentesten der heute noch lebenden franzö- 
sischen Auschwitzleugner, auf die Bühne 
bitten. Dort verlieh ihm ein Assistent 
Dieudonnes, der in einer Kleidung ähnlich 
der Kluft von KZ-Häftlingen auftrat, einen 
„Preis für Verfolgtheit und Verfemtheit“ 
durch die Zensoren der Political Correct- 
ness. Der mehr als geschmacklose Auftritt 
löste nochmals ein heftiges Presseecho 
aus. Die Staatsanwaltschaft Paris leitete 
ein Ermittlungsverfahren gegen Dieudon- 
ne ein, das im Oktober dieses Jahres für 
ihn mit der Verurteilung zu 10.000 Euro 
Geldstrafe wegen „antisemitisch motivier- 
ter Beleidigung“ endete. 

Als Reaktion darauf richtete Dieudonne 
sich in einer Videobotschaft kürzlich an 
seine verbliebenen Anhänger und forderte 
sie dazu auf, Geld für ihn zu spenden, „da- 
mit ich meinen Kampf fortsetzen kann“: 
Gerichts- und Anwaltskosten kämen ihn, 
neben der Geldbuße, teuer zu stehen und 
kämen insgesamt auf 30.000 Euro. Auf 
sich beruhen lassen wollte Dieudonne sei- 
ne Hetze freilich nicht, denn gleichzeitig 
lancierte er ein neues Lied — das er selbst 
als angeblichen „neuen Hit“ bezeichnet — 
unter dem Titel „‚Shoa-nanas“, und in dem 
er sich über die „neuen Händler der Sho- 
ah“ und das „Gedächtnis-Business“ lustig 
macht. Auch für den 26. Dezember dieses 
Jahres bereitet Dieudonne, wie alljährlich 
zu diesem Datum, ein neues „Spektakel“ 
im Pariser Konzertsaal Le Zenith vor, auf 
dessen Inhalt man, im negativsten Sinne, 
gespannt sein darf. Unterdessen stellten 
seine Mitstreiter soeben am letzten Sonn- 
tag (13.12.09) einen gut einstündigen Vi- 
deofilm über sein Leben als Kämpfer ge- 
gen Politische Korrektheit, Bevormun- 
dung und Zensur in einer E-Mailsendung 
ihren Anhängern vor. Letztere können eine 
Art unregelmäßigen Newsletter auf der 
Homepage Les Ogres, ihr satirischer Titel 
bedeutet ungefähr „Die Menschenfresser“, 
bestellen. Dieser Nachrichtendienst funk- 
tioniert aber eher schlecht als recht, denn 


Die Debatte um die „Nationalidentität”, die durch 
die französische Regierung losgetreten wurde, 
hat derartige Ausmaße angenommen (rund 
4.000 neue Artikel zum Thema pro Woche in 
Google-Actualitös), dass es im ersten Anlauf 
kaum noch zu überblicken ist. Hingegen steht 
fest, dass das gesamte ideologische Gesumms 
darum dem rechtsextremen Front National (FN) 
mächtig genutzt hat: Gestartet bei sechs Prozent - 
im Oktober 09 - in den Vorwahlumfragen vor 
den Regionalparlamentswahlen in ganz Frank- 
reich im März 2010, steht er inzwischen bei 10 
Prozent. Jean-Marie Le Pen sprach am Sonntag, 
13. Dezember davon, dass die Debatte um die 
„nationale Identität” eine Wendung nehme, die 
Wasser auf die Mühlen seiner Partei lenke. Aus- 
führliches dazu im kommenden Heft... bhs 


ungefähr zwei Drittel der Benachrichti- 
gungen enthalten Werbung für Pornogra- 
phie, Partnervermittlungs-Webpages und 
sonstige SPAMs. 

Schulden hat Dieudonn& nicht nur auf- 
grund seiner Verurteilung im Oktober 
2009. Auch das Wahlexperiment bei den 
Europaparlamentswahlen, zu denen Dieu- 
donne mit einer eigenen Liste Antisioniste 
antrat — die nur im Raum Paris und Um- 
land kandidieren konnte und dort magere 
1,3 Prozent der Stimmen erhielt — hinter- 
ließ ihm und seinem Co-Listenführer 
Alain Soral rund 300.000 Euro Schulden. 
Jedenfalls, wenn man der Dieudonne 
feindlich gesonnenen rechtsextremen Wo- 
chenzeitung ‚Minute‘ Glauben schenkt, 
und wenn der Drucker des Wahlmaterials 
der Liste ihnen nicht doch noch die Zah- 
lung der Rechnung erlässt. Bei ihm han- 
delt es sich um Fernand de Rachinel, der 
bis vor einem halben Jahr Europaparla- 
mentarier des FN war, jedoch mit seiner 
früheren Partei verkracht ist, weil diese 
ihm sieben Millionen Euro schuldet. 


Die Rolle der „rot-braunen” Stichwort- 
geber Alain Soral und Marc Georges 


De Rachinel sucht wohl auch deswegen, 
rechtsextreme Konkurrenten seiner ehe- 
maligen Partei zu stärken. Zu ihnen zählt 
auch der Rot-Braune und laut Eigenbe- 
zeichnung „frühere Marxist“ Alain Soral, 
der von Anfang 2006 bis Anfang dieses 
Jahres dem FN angehörte und dort in füh- 
renden Instanzen saß, dann aber Türe 
knallend austrat. Soral war tatsächlich vor 
1993 eher links und stand der damals noch 
sehr realsozialistisch geprägten KP nahe. 
Ähnlich wie Dieudonnes zweiter Haupt- 
berater Marc George (sein Pseudonym 
lautet „Marc Robert“), der in den frühen 
neunziger Jahren zeitweilig dem FN bei- 
getreten war, näherte Soral sich in einer 
Phase an den Front National an, als wüten- 
der Hass und bittere Enttäuschung auf die 
etablierten Linksparteien in breiten Krei- 
sen der Unterklassen und früher links 
wählenden Arbeiterschaft vorherrschten. 
Es war das Ende der Ära von Präsident 
Francois Mitterrand. So manche Intellek- 
tuelle oder Pseudointellektuelle unterlagen 
damals erheblicher Verwirrung, als die 
rechtsextreme Partei Anfang 1991 zum da- 
maligen Golfkrieg — in den Frankreich 
Truppen entsandte — plakatieren ließ: 
„Mitterrand, der Krieg. Le Pen, der Frie- 
den.“ Jean-Marie Le Pen hatte damals eine 
für breite Kreise überraschende Position 
eingenommen und für Saddam Hussein 
Partei ergriffen. Aus anderen Gründen, aus 
Verbitterung über die Sozial- und Wirt- 
schaftspolitik der regierenden Sozialde- 
mokratie und die Ohnmacht der KP, liefen 
zur selben Zeit auch viele frühere Links- 
wähler an der Basis zum FNüber. _„ 
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Jene damalige historische Konstellation 
zeichnete sich dadurch aus, dass ein teil- 
weiser Wähleraustausch beim FN statt- 
fand. Seine alte Wählerschaft aus den 
achtziger Jahren — radikalisierte Kleinbür- 
ger, militante Katholiken, die das Abend- 
land in Gefahr trachteten, und frühere Ko- 
lonialkrieger - wurde zum Teil durch diese 
neuen Anhänger ergänzt, zum Teil floh sie 
auch aus diesem Grund und kehrte zu den 
Konservativen zurück. 


Kampf unterschiedlicher Linien 


Alain Soral bot dem FN vor nunmehr etwa 
drei Jahren an, dieses Wachstum - das dem 
FN neue Wählerschichten erschlossen hat- 
te, obwohl unter Verlust eines Teils der al- 
ten — strategisch auf eine dritte Gruppe 
auszudehnen: die französischen Staatsbür- 
ger migrantischer Herkunft. Die „Chef- 
tochter“ Marine Le Pen, begrüßte dieses 
Angebot damals zunächst: Sie glaubte, es 
handele sich um eine Strategie der „Ent- 
diabolisierung“, die den FN in der Öffent- 
lichkeit als weniger rassistisch erscheinen 
lasse. Als sich jedoch herausstellte, dass 
der Rot-Braune Alain Soral vor allem den 
ideologisch reaktionärsten oder rückstän- 
digsten Teil der eingewanderten Franzosen 
durch krude Verschwörungstheorien und 
antisemitische Sprüche anzulocken ver- 
suchte, kehrte sie ihm schnell den Rücken. 
Seitdem kämpfen zwei einander diametral 
entgegengesetzte Linien miteinander: Ma- 
rine Le Pen setzt eher auf Philosemitismus 
und versucht, an das globale Klima nach 
dem 11. September 2001 anzudocken und 
einen Diskurs über den „Schock der Kul- 
turen“ und die Unvereinbarkeit des Islam 
mit dem Abendland zu verbreiten. (Vgl. 
auch http://droites-extremes.blog.lemonde 
.£r/ 2009 12/01/islam-or-not-islam/ #xtor 
=RSS-32280322) Hingegen setzen rot- 
braune oder nationalrevolutionäre Fraktio- 
nen inner-, aber mittlerweile eher auch au- 
ßerhalb der Partei auf eine Strategie, die 
sich den Immigranten als „Freunde des Is- 
lam, dem eine Nichtvermischung der Kul- 
turen nur gut tut“ anzubieten versucht. 
Bislang übrigens mit nur sehr geringem 
Erfolg bei den Einwanderern und beim 
Gros der Franzosen migrantischer Her- 
kunft. Bei einer Palästinademonstration im 
Januar =9, wo Soral mit zwanzig Leuten 
unter dem Slogan, israelische Juden seien 
„abzuschiebende illegale Einwanderer“ im 
Nahen Osten aufliefen, wurden sie kurzer- 
hand hinausgeworfen. In der ersten De- 
zemberwoche verbreitete Alain Soral in ei- 
ner Videobotschaft nun den Slogan, „me&- 
tissage (ungefähr: Rassenmischung) be- 
deutet Gewalt“, wobei er offenkundig 
nicht daran dachte, dass auch sein Mit- 
kämpfer Dieudonne selbst ein metis — also 
Sohn einer Mischehe - ist. 

Innerhalb des FN wurden diese Strö- 
mungen eher marginalisiert, obwohl sie 
um ihre Plätze kämpfen. Bei den kom- 
menden Regionalparlamentswahlen im 
März 2010 wird etwa ein Verfechter dieser 
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Linie, der „Nationalbolschewist‘ Christian 
Bouchet — der aufgrund seiner verworre- 
nen Esoteriksympathien bei Gesinnungs- 
kameraden hoch umstritten ist —, die FN- 
Liste im Bezirk um Nantes anführen. 
Mebhrheitlich ist die Partei ihren Positionen 
aber feindlich gesonnen, wobei der altern- 
de Jean-Marie Le Pen persönlich zwischen 
den widerstreitenden Linien schwankt und 
mal der einen und mal der anderen Seite 
Pluspunkte erteilt. So veröffentlichte die 
Alain Soral zuneigende, rot-braune zwei- 
wöchentliche Zeitung Flash im September 
ein Interview mit Le Pen Vater, worin er in 
Richtung von Sorals Positionen argumen- 
tierte. In dem Interview bezeigt er der „un- 
abhängigen Nation Iran“ Sympathien be- 
zeigte und erklärt - ein Novum bei ihm — 
erstmals auch, er sehe „keine Unvereinbar- 
keit“ darin, Moslem und französischer 
Staatsbürger zu sein. Dies führte alsbald 
zu einem Aufschrei in der gesamten extre- 
men Rechten, und spätestens seit dem 
Schweizer Referendum sind in ihren Rei- 
hen längst völlig andere Töne vorherr- 
schend, übrigens mittlerweile auch wieder 
bei Jean-Marie Le Pen selbst. 

Aus der relativen Marginalisierung sol- 
cher Positionen bei einer Mehrheit des FN 
resultierte der eigenständige Antritt der 
„Antizionistischen Liste“ zur Europapar- 
lamentswahl im Juni 2009. Letztere ba- 
sierte auf einem Gemisch aus notorischen 
Rechtsextremen und „rot-braunen“ Dema- 
gogen wie Soral), pro-iranischen mosle- 
mischen Fundamentalisten wie Yahia 
Gouasmi, durchgeknallten Auschwitz- 
leugnerinnen mit ehemals pseudo-linksra- 
dikalem Hintergrund wie Ginette Skandra- 
ni und Maria Poumier. 

Dieudonn& blieb dieser Linie treu, in- 
dem er nun gemeinsam mit demselben Ya- 
hia Gouasmi in den Iran reiste. Gouasmi, 
der ein schiitisches Sektenzentrum im 
nordfranzösischen Dunkerque leitet — das 
im Januar ein Interview mit Jean-Marie Le 
Pen als Videobotschaft verbreitet hatte —, 
ist Visiten in Teheran gewohnt. Schon frü- 
her hatte er sich auf dem Azadi-Platz in 
Teheran am Rande eines Aufmarschs von 
Regimeanhängern filmen lassen. 


Themen beim Teekränzchen in Teheran 


Glaubt man dem, was Dieudonn& auf sei- 
ner jüngsten Pressekonferenz zum Besten 
gab, so diskutierten die beiden Herren 
„über verschiedene Themen, darunter den 
Zionismus“ mit dem Chef des iranischen 
Folterregimes. Die Protestdemonstratio- 
nen im Iran gegen die behauptete „Wie- 
derwahl“ des Staatsoberhaupts bezeichne- 
te Dieudonne auf der Pressekonferenz 
schlicht als „zionistische Propaganda“. Er 
fügte hinzu, die beiden Besucher hätten 
bei der französischen Botschaft in Teheran 
ersucht, zu der dort unter Hausarrest ste- 
henden — und vormals in iranischer Haft 
sitzenden — Französin Clotilde Reiss vor- 
gelassen zu werden. Dies sei ihnen jedoch 
verweigert worden. Reiss ist im Iran der 


angeblichen Spionage angeklagt. Gouas- 
mi erklärte auf der Pressekonferenz, er 
hätte „im Anschluss (an ein Treffen) beim 
iranischen obersten Führer“, also Ali Kha- 
menei, „um Milde für Clotilde Reiss ersu- 
chen“ wollen. Dieudonn® hingegen be- 
hauptet, er habe untersuchen mögen, ob 
sie nicht wirklich spioniert habe. Und füg- 
te hinzu: „‚Wenn Sie für den Zionismus ar- 
beitet, dann hat sie ihren Platz in einem 
iranischen Gefängnis.“ 

Unüberprüfbar ist eine weitere Behaup- 
tung, wonach Dieudonn& im Iran Geld er- 
halten haben will, um zwei Filme zu dre- 
hen: einen über die Sklaverei, und einen 
über Frankreichs Kolonialkrieg in Alge- 
rien, „um den Schwarzen ein anderes Bild 
von der Geschichte zu vermitteln“. Dieu- 
donn& behauptete, es handele sich um 
stattliche Mittel, um es mit Hollywood 
aufzunehmen und „den kulturellen Kampf 
gegen den Zionismus zu führen“. Aller- 
dings verweigerte er sowohl die Nennung 
der Summe als auch des genauen Spen- 
ders. Manche Beobachter halten diese An- 
gaben für Prahlerei. 

Sicher ist jedoch, dass Dieudonn& damit 
an den Ausgangspunkt seiner, ab 2003 ein- 
setzenden, antisemitischen Radikalisierung 
zurückgekehrt ist. Damals hatte der Humo- 
rist bekannt gegeben, er habe Gelder bean- 
tragt, um einen Film über den Sklavenhan- 
del zu drehen. Die erforderlichen Mittel 
dafür seien ihm jedoch durch das dafür zu- 
ständige Central national de cin&matrogra- 
phie (CNC) skandalöser Weise verweigert 
worden — während man, ihm zufolge, dau- 
ernd Filme über die Shoah und die Juden- 
verfolgung zu sehen bekomme und von ih- 
nen indoktriniert werde. Vor dem Hinter- 
grund solcherart zum Ausdruck kommen- 
der „Opferkonkurrenz‘“, zu der bei Dieu- 
donne eine gehörige Dosis Profilierungs- 
sucht, Provokation und Verschwörungs- 
denken hinzutraten, hat der Mann in den 
darauffolgenden Jahren seine Annäherung 
an die französische extreme Rechte voll- 
zogen. Für einen Teil von ihr bildet er seit- 
dem den nützlichen Idioten und Alibi- 
Nichtweißen, während andere Fraktionen 
sich an seinen Positionen stören und statt- 
dessen lieber einen „soliden und seriösen 
Kampf für das christliche Abendland“ füh- 
ren würden. Dritten innerhalb der extre- 
men Rechten wiederum gilt er schlicht als 
„Neger“, und am Wahlabend bei der Präsi- 
dentschaftswahl im April 2007 wäre er auf 
der - durch relativ schlechte Ergebnisse 
verhagelten — Wahlparty des Kandidaten 
Jean-Marie Le Pen um ein Haar durch 
rechtsextreme Fußballfans verprügelt wor- 
den. Ob wirklich iranisches Geld für sein 
Filmprojekt fließen wird, bleibt abzuwar- 
ten. Der Rechtsextremismusspezialist 
Jean-Yves Camus jedenfalls vertritt die 
Auffassung, der CNC habe im Jahr 2002 
die Pläne Dieudonnes nicht deshalb abge- 
lehnt, weil das Thema gestört hätte — son- 
dern weil sie einfach schlecht gewesen sei- 
en. Bernhard Schmid, Paris I 


:ausländer- und asylpolitik 


IMK-Beschluss geht am 


Problem vorbei 

„Der Beschluss der Innenministerkonfe- 
renz, die geltende Bleiberechtsregelung 
um weitere zwei Jahre zu verlängern, 
geht am Problem vorbei“, erklärt die in- 
nenpolitische Sprecherin der Fraktion 
DIE LINKE, Ulla Jelpke. „Der ‚Aufent- 
halt auf Probe‘ wurde zwar im Hauruck- 
verfahren verlängert. Weiterhin bleiben 
aber viele Menschen von einer Aufent- 
halts- und Arbeitserlaubnis ausgeschlos- 
sen.“ Nach aktuellen Zahlen, die der Ab- 
geordneten vorliegen, lebten Ende Okto- 
ber mehr als 58.500 Menschen länger als 
sechs Jahre mit einer Duldung in 
Deutschland. Jelpke: 

„Der Anteil der langjährig Geduldeten 
an der Gesamtzahl von 92.032 Gedulde- 
ten ist mit 63,5 Prozent so hoch wie seit 
Jahren nicht mehr. Der IMK-Beschluss 
ändert daran nichts. Die Bundesländer 
mit den höchsten Anteilen langjährig Ge- 
duldeter sind übrigens alle CDU-regiert: 
Niedersachsen (72 Prozent), Bayern und 
Nordrhein-Westfalen (je 65 Prozent) ste- 
hen am schlechtesten da. Statt über eine 
angebliche Zuwanderung in die Sozial- 
systeme zu lamentieren, sollten die zu- 
ständigen Innenminister wie Joachim 
Herrmann (CSU) und Uwe Schünemann 
(CDU) die restriktive Praxis ihrer Aus- 
länderbehörden zur Kenntnis nehmen. 

Zwar scheinen selbst die Hardliner in 
der Union inzwischen einzusehen, dass 
es faktisch für viele der 30.000 Betroffe- 
nen nicht möglich war, eine ausreichend 
bezahlte Arbeit zu finden. Deshalb soll 
nun das ‚ernsthafte Bemühen‘ um einen 
Arbeitsplatz ausreichen, um die Aufent- 
haltserlaubnis zu verlängern. Diese Auf- 
enthaltserlaubnis soll für zwei Jahre gel- 
ten, dann wird es wieder eine Prüfung ge- 
ben. 

Damit halten die Innenminister aber 
daran fest, dass nicht die faktische Ver- 
wurzelung in Deutschland ausschlagge- 
bend für das Bleiberecht sein soll, son- 
dern allein der ökonomische Nutzen der 
langjährig nur Geduldeten für die deut- 
sche Wirtschaft. 

Besonders die Union schürt weiter 
Angst vor einer angeblichen Zuwande- 
rung in die Sozialsysteme. Doch es geht 
nicht um Zuwanderung, sondern um 
Menschen, die seit vielen Jahren in 
Deutschland leben. Ihnen endlich ein 
Bleiberecht ohne weitere Bedingungen 
zu gewähren ist lange überfällig. 

Dabei haben viele Flüchtlinge in struk- 
turschwachen Regionen mit hoher Ar- 
beitslosigkeit bei einer solchen Regelung 
nach wie vor keine Chance. Sie dürfen ih- 
ren Wohnort nicht wechseln, um die Aus- 
sichten ihrer Arbeitssuche zu verbessern. 

An der verzweifelten Situation der be- 


troffenen Flüchtlinge ändert sich nichts, 
wenn die so genannte Aufenthaltserlaub- 
nis „auf Probe“ nun um zwei Jahre ver- 
längert wird. Das Problem mit Kettendul- 
dungen und der ständigen Drohung mit 
Abschiebung wird nur auf die lange Bank 
geschoben. Zudem sind die Ausländerbe- 
hörden gar nicht in der Lage, innerhalb 
von wenigen Wochen in 30.000 Fällen zu 
prüfen, ob ein ausreichendes Bemühen 
um einen Arbeitsplatz gegeben ist. 

Der Bundestag muss sich sofort der 
nächsten Aufgabe annehmen - einer hu- 


manitären und dauerhaften Bleiberechts- 

regelung für die von den bisherigen Re- 

gelungen überhaupt noch nicht erfassten 

langjährig geduldeten Menschen. DIE 

LINKE hat bereits entsprechende Vor- 

schläge in den Bundestag eingebracht 
(BT-Drs. 17/19).“ 

verschiedene Pressemitteilungen 

Ulla Jelpke, MdB 

Innenpolitische Sprecherin 

Fraktion DIE LINKE M. 


Katholische Frauengemein- 
schaft fordert „großzügiges 


Bleiberecht” 

BREMEN/DÜSSELDORF. Anlässlich der In- 
nenministerInnen-Konferenz vom 2. bis 
4. Dezember in Bremen hat die Katholi- 
sche Frauengemeinschaft Deutschlands 
(kfd) ein großzügiges Bleiberecht gefor- 
dert. Sie appellierte an die Verantwortli- 
chen, eine Ausweitung der bestehenden 
Regelung für geduldete Flüchtlinge zu 
beschließen, um bevorstehende Abschie- 
bungen zu vermeiden. Laut der kfd-Bun- 
desvorsitzenden Maria Theresia Opladen 
sind viele Frauen und Kinder von Ab- 
schiebung bedroht. 

Kritik übte der mit 600.000 Mitglie- 
dern größte Frauenverband Deutschlands 
an der 2006 beschlossenen Gesetzesän- 
derung zur Altfallregelung, von der bis- 
lang nur wenige Geduldete profitiert hät- 
ten: „Rund 30.000 Menschen, darunter 


viele Frauen mit ihren Kindern, erhielten 
lediglich eine Aufenthaltsgenehmigung 
auf Probe“. Bis zum 31. Dezember müs- 
sen die Betroffenen den Nachweis erbrin- 
gen, dass sie ihren Lebensunterhalt über- 
wiegend selbst bestreiten können — an- 
dernfalls droht ihnen die Abschiebung. 
Aber gerade betroffene Frauen, argumen- 
tierte die kfd-Bundesvorsitzende, könn- 
ten die Bedingungen für eine Aufent- 
haltsgenehmigung nur schwer erfüllen, 
weil sie zum Teil durch Erfahrungen in 
Krisengebieten traumatisiert seien oder 
sich um ihre Kinder kümmern müssten. 
Die katholischen Frauen plädieren da- 
für, die seit vielen Jahren in Deutschland 
lebenden Menschen als eine Bereiche- 
rung und nicht als Be- 
lastung für die älter 
; werdende Gesellschaft 
anzusehen. „Eine siche- 
re Zukunftsperspektive 
ist Grundvoraussetzung 
für erfolgreiche Inte- 
gration“, zeigte sich 
Opladen überzeugt. Sie 
warnte vor besonderen 
Härten, beispielsweise 
wenn in Deutschland 
aufgewachsene Jugend- 
liche — die gut in Schule 
und Ausbildung inte- 
griert sind — eine Auf- 
enthaltsgenehmigung 
erhalten, während Eltern und Geschwis- 
ter abgeschoben werden. 
Quelle: www.zwa.info 02.12.2009 3 


Völlig enthemmt 


BERLIN. Am „Tag der Menschenrechte“, 
am 10.12.09, beschließt die EU mit dem 
„Stockholmer Programm“ einen neuen 
Fünfjahresplan zur Flüchtlingsabwehr. 
Das Programm steckt den Rahmen für die 
künftige EU-Innenpolitik ab. Die darin 
festgelegten Pläne zur Hochrüstung der 
EU-Außengrenzen sind auf Druck der 
Bundesregierung verschärft worden und 
führen die brutale Abschottungspolitik 
fort, die unter Menschenrechtsorganisa- 
tionen auf scharfe Kritik stößt. 

Die EU nehme die Rechte von Flücht- 
lingen „nicht ernst“ und setze nur auf die 
Abweisung nicht erwünschter Migranten, 
beklagt Amnesty International. 

Das Massensterben im Mittelmeer sei 
„Ausdruck einer völlig enthemmten Ab- 
wehrpolitik Europas“, erklärt Karl Kopp, 
Europareferent von PRO ASYL. 

Auch im Inland verstießen die deut- 
schen Behörden systematisch gegen die 
Menschenwürde und damit auch gegen 
die Menschenrechte von Flüchtlingen. 

Die Flüchtlingsabwehr Berlins und der 
EU hat inzwischen Todesopfer in fünf- 
stelliger Größenordnung gefordert — im 
Mittelmeer, im Atlantik und in Ost- 
europa. Das Massensterben an den EU- 
Außengrenzen gehört damit zu den gro- 
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ßen Weltkatastrophen der letzten 20 Jah- 
re. 

http://www.german-foreign-poli- 

cy.com/de/fulltext/57694 IM 


Zehn Jahre nur geduldet 


MANNHEIM/BREMEN. Der Protest der 
Flüchtlingsorganisationen, unterstützt 
von den großen Kirchen, war vergebens: 
Rund 30 000 Ausländer, die teilweise seit 
zehn Jahren in Deutschland leben, be- 
kommen keine dauerhafte Aufenthaltsge- 
nehmigung. Sie erhalten nur eine weitere 
Gnadenfrist von zwei Jahren. Danach 
droht ihnen erneut die Abschiebung. Das 
haben die Innenminister gestern in Bre- 
men „im Konsens“ beschlossen, wie Bre- 
mens SPD-Innensenator Ulrich Mäurer 
zum Abschluss erklärte. Bemerkenswert, 
denn Mäurer hatte vor dem Treffen die 
Backen aufgeblasen und eine Übergangs- 
lösung abgelehnt. 

Wie Verbände und Kirchen forderte 
auch die SPD eine endgültige Regelung, 
damit die Ausländer nach der ersten 
Schonfrist von zwei Jahren nicht weiter 
zittern müssen. Aber da machten die Mi- 
nister von CDU und CSU nicht mit. Sie 
waren nur bereit, die zum Jahreswechsel 
endende Frist für die sogenannten Altfäl- 
le um erneut zwei Jahre zu verlängern. 
Allerdings erklärten sie sich zu einer Lo- 
ckerung der Auflagen für eine dauerhafte 
Aufenthaltsgenehmigung bereit. 

Diese erhält künftig, wer Ende 2009 
mindestens für die letzten sechs Monate 
zumindest einen Halbtagsjob nachweisen 
kann. Das gilt auch für Flüchtlinge, die 
bis Ende 2010 für das kommende halbe 
Jahr eine solche Beschäftigung oder das 
ernsthafte Bemühen darum glaubhaft ma- 
chen können. Jugendliche mit Schulab- 
schluss oder einer Berufsausbildung dür- 
fen bleiben — unabhängig von ihren EI- 
tern. 

Die jetzt verlängerte Übergangsrege- 
lung gilt seit Anfang 2007 für rund 
30.000 Flüchtlinge. Zu diesen Altfällen 
zählen alle Ausländer, die mindestens 
acht Jahre in Deutschland geduldet wa- 
ren. Für Familien wurde die Frist auf 
sechs Jahre verkürzt. 2007 lebten ge- 
schätzt bis zu 200 000 Flüchtlinge in 
Deutschland, die keine Aussicht auf eine 
dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung hat- 
ten, aber aus humanitären Gründen nicht 
abgeschoben werden konnten. Darunter 
fallen zum Beispiel Roma aus dem Koso- 
vo. Viele besitzen außerdem keinen Pass 
oder haben ihre Ausweispapiere vernich- 
tet. Auch dies verhindert die Abschie- 
bung. 

Diese Flüchtlinge dürfen nur über den 
Status der Duldung im Land bleiben. 
Diese muss die Ausländerbehörde alle 
drei Monate verlängern, dadurch kommt 
es zu „Kettenduldungen“. Wenn sich in- 
zwischen die politische Situation im Her- 
kunftsland nach Ansicht der Behörden 
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positiv verändert hat, wie zum Beispiel in 
Bosnien, müssen die Flüchtlinge mit der 
Abschiebung oder Ausweisung rechnen. 
Sie führen in der Regel ein Schattenda- 
sein: Die Ausländer dürfen ihren Wohnort 
nicht verlassen und bekommen nur in 
Ausnahmefällen eine Arbeitserlaubnis. 
Außerdem erhalten sie weniger Sozialhil- 
fe. 

Anders bei den Altfällen: Für sie wurde 
2007 praktisch eine „Duldung de luxe“ 
eingeführt. Vorteil: eine Perspektive für 
einen überschaubaren Zeitraum ohne 
Angst vor Abschiebung. Und zusätzlich 
eine Arbeitserlaubnis, die ein menschen- 
würdiges Leben ermöglicht hätte. Wäre 
nicht die Finanzkrise gekommen. Denn 
die Kehrseite der Arbeitserlaubnis heißt 
Arbeitspflicht: Jeder hätte bis Jahresende 
eine Beschäftigung finden müssen, um 
sich und die Familie versorgen zu kön- 
nen. Dies ist aber den meisten nicht ge- 
lungen, außerdem haben Kranke, Alte 
und Behinderte ohnehin wenig Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt. 

Ein sicherer Job alleine macht nicht 
glücklich. Ohne ausreichende Deutsch- 
kenntnisse darf keiner der 30 000 Altfälle 
dauerhaft im Land bleiben. Weitere Auf- 
lagen: Die Flüchtlinge dürfen nicht straf- 
fällig werden, auch Asylbetrüger haben 
keine Chance. In solchen Fällen wird üb- 
licherweise die ganze Familie abgescho- 
ben. Und schließlich zeigen die Behörden 
denjenigen die Rote Karte, denen extre- 
mistische Aktivitäten nachgewiesen wer- 
den. Quelle: Roma Virtual Network - 

romale @zahav.net.il 


150 Menschen demonstrieren 
gegen deutsch-syrisches 


Rückübernahmeabkommen 
HANNOVER. 150 Menschen haben am 
Samstag, 5. Dezember, durch die Innen- 
stadt von Hannover gegen Abschiebun- 
gen nach Syrien und gegen das Abschie- 
be-Rückübernahmeabkommen zwischen 


Deutschland und Syrien demonstriert. 
Denn durch dieses Abkommen sind aktu- 
ell 7000 Menschen von Abschiebung 
nach Syrien bedroht. Und das, nachdem 
bereits mindestens drei Abschiebungen 
nach Syrien in den letzten Monaten mit 
sofortiger Inhaftierung der Betroffenen 
am Flughafen in Syrien geendet haben. 

Zu der Demonstration, die auch eine 
Fortsetzung der eindrucksvollen Bleibe- 
rechtsproteste gegen die Bundesinnenmi- 
nisterkonferenz in Bremen darstellte, hat- 
ten Jugendliche ohne Grenzen, der kurdi- 
sche Verein „Newroz e.V.“, die Karawane 
für die Rechte der Flüchtlinge und Mi- 
grantInnen, der Niedersächsische Flücht- 
lingsrat und die Gesellschaft für bedrohte 
Völker aufgerufen. Ein großer Teil der 
Demo-Teilnehmerinnen waren Migran- 
tinnen und Flüchtlinge aus Syrien, von 
denen einige selber durch das deutsch-sy- 
rische Rückübernahmeabkommen akut 
von Abschiebung bedroht sind. 

Die Botschaft war klar und deutlich: 
Weg mit dem deutsch-syrischen Rück- 
übernahmeabkommen, wir lassen und 
nicht abschieben, in Syrien gibt es für uns 
keine Zukunft, wir leben hier und wir 
bleiben hier. Aus aktuellem Anlass for- 
derte die Demonstration auch die soforti- 
ge Freilassung von Tarek Rashou, der zur 
Zeit in Dresden in Abschiebehaft sitzt 
und über dessen weitere Inhaftierung am 
Montag, 7.12., entschieden werden soll. 

Es bleibt zu hoffen, dass von der De- 
monstration in Hannover ein Signal aus- 
geht, in den kommenden Wochen und 
Monaten den Protest und Widerstand ge- 
gen das skandalöse deutsch-syrische Ab- 
schiebe-Abkommen bundesweit zu ver- 
stärken. Dieses Abkommen darf nicht 
zum Präzedenzfall für die verschärfte 
zwischenstaatliche Abschiebekollaborati- 
on werden! Syrische Exilorganisationen, 
antirassistische Gruppen und Menschen- 
rechtsorganisationen sind jetzt gefordert. 

Quelle: Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge, München - Nds-fluerat.org 


Über 3000 Menschen bei der Bleiberechts- 
demonstration in Bremen! 


Bremen. Die Bleiberechtsdemonstrati- 
on in Bremen, organisiert von „Ju- 
gendliche ohne Grenzen” und einem 
breiten Aktionsbündnis, sollte auf- 
merksam machen, auf die unmensch- 
lichen Bedingungen, unter denen 
Flüchtlinge in Deutschland leben. Pa- 
rallel zur Innenministerkonferenz in 
Bremen im Dezember 2009, organi- 
sierten jugendliche Flüchtlinge eine 
Flüchtlingskonferenz, an der 80 Ju- 
gendliche teilnahmen. 


Die Bleiberechtsdemonstration am 2.12. 
2009 war ein Erfolg für die Veranstalte- 
Innen! Über dreitausend Menschen ver- 
sammelten sich an der Bürgerweide im 
Zentrum Bremens und zogen von dort 
aus durch die Innenstadt an der Bürger- 
schaft vorbei und um den Dom herum. 
Dazu aufgerufen hatte ein breites Bünd- 
nis aus Flüchtlingsorganisationen, wie 
„Jugendliche ohne Grenzen“ (J.O.G), der 
Bremer Flüchtlingsrat ‚The Voice“, „Ka- 
rawane“ Aktionsprogramm „Hier geblie- 
ben!“ sowie Romaverbände, Kirchen und 
Gewerkschaften und viele andere. 

Der berechtigte Anlass für die friedli- 
che bunte Massendemonstration von Be- 
troffenen und UnterstützerInnen war die 
Forderung nach einem dauerhaften Blei- 
berecht, sofort und für alle. Damit sollte 
vor allem im Zuge der Innenministerkon- 
ferenz, die vom 2.12.2009 bis zum 
4.12.2009 in Bremen stattfand, ein deutli- 
ches Zeichen für einen offenen und 
menschlichen Diskurs um ein Bleibe- 
recht in Deutschland gesetzt werden. 

Allerdings änderte die Polizei kurzfris- 
tig entgegen allen Absprachen die Route, 
blockierte die Demonstration und 
schleuste sie durch unbelebte Straßen an 
den Bremer BürgerInnen vorbei. Die De- 
monstrationsleitung hat angekündigt, ge- 
gen diese Beschneidung des Demonstra- 
tionsrechtes gerichtliche Schritte zu prü- 
fen. 


So konnten die Bremer Bürger und 
Bürgerinnen nur unzureichend über 
Fluchtgründe, die Mauer um Europa so- 
wie die Situation von Flüchtlingen infor- 
miert werden. 

Über 100000 Flüchtlinge leben in 
Deutschland mit einer sog. Duldung. Das 
bedeutet im Klartext eine massive Ein- 
schränkung des eigenen Lebens und die 
ständige Angst, abgeschoben zu werden. 
Arbeitsverbot und die Unterbringung in 
heruntergekommenen Sammellagern be- 
stimmen den Alltag vieler Erwachsener 
und Jugendlicher. Dies verletzt nicht nur 
die Menschen - sondern auch die Kinder- 
rechte in extremer Form. Ende dieses 
Jahres läuft das vorläufige Bleiberecht für 
rund 30 000 ab. Wer bis dahin die Krite- 
rien für ein Bleiberecht nicht erfüllt, fällt 
zurück in die Kettenduldung. Auch auf- 
grund der Wirtschaftskrise ist dies in 
höchstem Maße problematisch. Der Ver- 
lust eines Arbeitsplatzes, bedingt durch 
Stellenabbau betrifft auch Flüchtlinge. 
Die Konsequenz in so einem Fall ist dann 
jedoch nicht nur erneute Abhängigkeit 
von staatlichen Leistungen, sondern auch 
eine drohende Abschiebung. 

Der sich jetzt anbahnende Kompromiss 
der Innenminister verdient — wie auch 
schon die Regelung vor 2 Jahren — nicht 
den Namen „Bleiberechtsregelung“. We- 
der schafft dieser Erlass grundlegende 
Regelungen für Flüchtlinge auf dem Weg 
in die Integration, noch beseitigt er die 
Menschenrechtverletzungen der Bundes- 
republik Deutschland, sondern versucht 
diese bewusst zu vertuschen. Eine Vertre- 
terin von J.O.G. beschreibt mit deutlichen 
Worten die Situation von Flüchtlingen 20 
Jahre nach dem Mauerfall: 

„Einheit und Freiheit sind toll, aber 
noch toller, wenn sie einheitlich sind.“ 

Doch viele der jungen Flüchtlinge 
wehren sich. Die Organisation „Jugendli- 
che ohne Grenzen“ hat eine traditionell 
zur Innenministerkonferenz parallel lau- 


fende Flüchtlingskonferenz ins Leben ge- 
rufen, auf der sich die Jugendlichen ver- 
netzen und sich stark machen, um eine 
Öffentlichkeit für eine humane Flücht- 
lingspolitik herzustellen. Am Donnerstag 
den 3.12.2009 fand ab 19.00 Uhr im Ge- 
meindesaal der Stephani Kirche die Gala 
„Wer wird Abschiebeminister 2009“ statt 
um die unmenschliche Praxis der Innen- 
ministerien weiter in die Öffentlichkeit 
zu rücken. 

Die Forderungen der Demonstranten 
nach einem Bleiberecht für alle, Abschaf- 
fung der Residenzpflicht, Abschaffung 
des Arbeits- und Ausbildungsverbots so- 
wie die vollständige Umsetzung der UN- 
Kinderrechtskonvention bleiben beste- 
hen! 

Philipp Harpain, Gwen Schlüter - 
Aktionsprogramm „Hier geblieben!“ 
Mohammed Jouni - Jugendliche ohne 

Grenzen 
Mehr Informationen unter: 
www.hier.geblieben.net 


Uwe Schünemann (CDU) 
Abschiebeminister 2009! 


BREMEN. Jugendliche haben am 3.12. 
Uwe Schünemann (Innenminister von 
Niedersachsen) zum Abschiebeminister 
2009 gewählt. Schünemann wurde damit 
als inhumanster Landesinnenminister 
ausgezeichnet. „Mit Nacht und Nebel- 
Abschiebungen, unter anderem in den 
Folterstaat Syrien, überfallartigen Ab- 
schiebungen ohne Vorankündigung und 
Gnadenlosigkeit auch bei Kindern und 
Jugendlichen hat sich Schünemann die- 
sen Preis redlich verdien,t“ so Moham- 
med Jouni von „Jugendliche Ohne Gren- 
zen“. Der Negativpreis „Abschiebeminis- 
ter des Jahres“ wird anlässlich der Innen- 
ministerkonferenz übergeben. 
Schünemann setzte sich mit 71 Stim- 
men knapp gegen den bayerischen Innen- 
minister Joachim Hermann (68 Stimmen) 
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durch, der wegen unmenschlicher Lager- 
unterbringung nominiert war. 

Parallel dazu wurden drei Initiativen 
mit dem „Initiativenpreis 2009“ geehrt, 
da sie sich gegen die Abschiebung ihrer 
MitschülerInnen, NachbarInnen, Freun- 
dInnen und Bekannten einsetzen. Die 
Menschenrechtsaktivistin und Berliner 
Frauenpreisträgerin Rita Kantemir-Tho- 
mä, der Sänger Phillip Dinkelacker sowie 
Streetworker und Sportpädagoge Ibrahim 
Ismail vergaben den Preis an folgende 
Gruppen: 

e Interkulturelle Werkstatt aus Tenever 

(Bremen) 
e Unterstützerkreis der Familie Kpakou 
(Cölbe) 

e Verein Vive le Courage e.V. (Mügeln) 

Die Gala und Preisverleihung fand im 
Rahmen der JOG-Proteste für ein echtes 
Bleiberecht statt. JOG fordert ein Bleibe- 
recht für die 100.000 geduldeten Flücht- 
linge in Deutschland. Parallel zu der In- 
nenministerkonferenz veranstaltete JOG 
wie schon bei den vergangenen Innenmi- 
nisterkonferenzen eine Jugendkonferenz, 
an der 80 junge Flüchtlinge aus ganz 
Deutschland teilnahmen. 

Quelle: Pressemitteilung Jugendliche 
Ohne Grenzen vom 30.11.2009 I 


Stärkere Einbeziehung in 
Entscheidung über Frontex- 
Leitlinien 

BERLIN. Die Mitglieder des Ausschusses 
für Menschenrechte und humanitäre Hil- 
fe fordern eine stärkere Einbeziehung des 
Parlaments bei der Entscheidung über 
Leitlinien für die Einsätze der EU-Grenz- 
schutzagentur Frontex auf hoher See. 

In der Ausschusssitzung am 2.12.2009 
verwiesen die Abgeordneten gegenüber 
Vertretern der Bundesregierung auf die 
Beteiligungsrechte, die dem Bundestag 
nach dem gerade in Kraft getretenen EU- 
Reformvertrag von Lissabon zustehen. 
Der Vorsitzende des Ausschusses, Tom 
Koenigs (Bündnis 90/Die Grünen), ver- 
langte von der Bundesregierung, dass 
Ausschuss und Parlament über die Fort- 
schritte der Verhandlungen unterrichtet 
und frühzeitig an einer Entscheidung be- 
teiligt werden. Quelle: europe. 

senioradvocacy@jrs.net 


Schlechte Zeiten für Roma- 
Flüchtlinge 


In Lüchow droht einer Roma-Familie 
akut die Abschiebung. Kein Einzelfall, 
wie Kai Weber vom niedersächsischen 
Flüchtlingsrat in einer Veranstaltung am 
26.11. zu berichten wusste. Im Gegenteil: 
das Land Niedersachsen versucht derzeit 
mit Druck, die Kommunen zur Abschie- 
bung zu veranlassen. 

Im Gegensatz zur Einschätzung des 
Auswärtigen Amtes, dass Roma-Flücht- 
linge aus dem Kosovo keine Repressio- 
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nen in ihrem Heimatland zu befürchten 
hätten, geht der Niedersächsische Flücht- 
lingsrat davon aus, dass die Situation der 
Roma im Kosovo weiterhin katastrophal 
ist. „Während die allgemeine Arbeitslo- 
sigkeit im Kosovo schon bei 80 - 90 % 
liegt, sind Roma dort sogar zu 98 % ar- 
beitslos. Die meisten von ihnen leben von 
Schattenwirtschaft oder Spenden von An- 
gehörigen oder Freunden, die im Ausland 
leben“, so Kai Weber am Donnerstag in 
der Veranstaltung in Lüchow. 

Die Grünen hatten den Geschäftsführer 
des Flüchtlingsrates eingeladen, um sich 
von ihm die aktuelle Abschiebepraxis 
und mögliche Perspektiven für Migran- 
tInnen erläutern zu lassen. Doch Weber 
hatte den MigrantInnen und ihren Unter- 
stützerInnen wenig Erfreuliches mitzutei- 
len. „Das Land Niedersachsen übt derzeit 
massiven Druck auf die Kommunen aus, 
speziell Roma-Flüchtlinge abzuschieben. 
Dabei greift das Land sogar in einzelne 
Verfahren ein und erteilt gegebenenfalls 
auch Weisungen.“ Weber wusste sogar 
von Fällen zu berichten, in denen gegen 
Sachbearbeiter von Ausländerbehörden 
Disziplinarverfahren eingeleitet wurden, 
weil sie eine Abschiebung nicht veranlas- 
sen mochten. 

Für das Land Niedersachsen gibt es 
keinen Grund, einen Abschiebestopp in 
den Kosovo zu verhängen. Denn die ko- 
sovarische Regierung hatte aus Dankbar- 
keit für die Anerkennung der EU zuge- 
standen, Roma-Flüchtlinge wieder aufzu- 
nehmen. 

Das auswärtige Amt sieht daher für 
Roma-Rückkehrer keine Gefahr mehr. 
Doch Kai Weber hatte durchaus andere 
Informationen über das Land: „Die Roma 
leben im Kosovo in einer Enklave. Wer 
versucht, seine verfassungsmäßigen 
Rechte einzufordern, wird weiterhin dis- 
kriminiert und verfolgt. Das Harmloseste 
ist noch, dass sie schlichtweg nicht ange- 
hört werden. Aber auch von Repressalien, 
Drohungen und körperlichen Übergriffen 
— auch von staatlichen Stellen — wird im- 
mer noch berichtet.“ 

So kämpft der Flüchtlingsrat weiterhin 
darum, dass ein Abschiebestopp für 
Roma-Flüchtlinge erreicht wird. Immer- 
hin sah Kai Weber in dem aktuellen Vor- 
schlag von Minister Schünemann, ein 
dauerhaftes Bleiberecht für Kinder zu er- 
lauben — mit dem dann auch die Eltern 
bleiben könnten -, ein „positives Signal“. 
Diesem Vorschlag hat die Innenminister- 
Konferenz am 4. Dezember zugestimmt. 
Allerdings bedarf es einer gesetzlichen 
Regelung, damit ein Bleiberecht „über 
die Kinder“ greifen kann. „Und dann 
bleiben immer noch viele Fragen offen“, 
so Weber. 

Dem Landrat riet Kai Weber, seine 
Handlungsmöglichkeiten so weit wie 
möglich auszuschöpfen: „Der Landrat 
kann schon verlangen, dass eine Abschie- 
bung solange vertagt wird, bis eine aktu- 


elle Risiko-Abschätzung des Auswärti- 
gen Amtes vorliegt.“ Darüber hinaus sah 
allerdings auch Weber wenig Chancen 
für die akut von Abschiebungen bedroh- 
ten MigrantInnen. Die siebenköpfige 
Roma-Familie aus Lüchow, die bereits 
seit 15 Jahren im Landkreis lebt und als 
„gut integriert“ gilt, muss also vermutlich 
damit rechnen, demnächst im frühen 
Morgengrauen von der Bundespolizei aus 
den Betten geholt und mit Handgepäck in 
das nächste Flugzeug in ihre kalte Heimat 
gesetzt zu werden. 

Quelle: www.nds-fluerat.org I 


Hinterland#12 „Was ist 
links?” 


Seit fast zwei Jahren schieben wir nun die 
Ausgabe „Was ist links?“ vor uns her. 
Völlig zurecht. Wie soll man „das“ denn 
beschreiben, das Etwas, das erst einmal 
nur ein Gefühl ist und vielleicht und 
schließlich zu so etwas wie einer Identität 
wurde? Und was ist die allgemeine Sub- 
stanz dieser Identität? Wir haben Themen 
und Positionen benannt, die wir für links 
halten. Freilich konnten wir nicht alle lin- 
ken Themen verarbeiten. Aber manche 
Themen sind auch ganz bewusst nicht im 
Heft. Zum Beispiel die SPD.... Außerdem 
in der Ausgabe: 
B Frisch auf! „Deutsche Wochen“ im Ko- 
sovo“ — Stephan Dünnwald zur aktuellen 
Situation von Roma im Kosovo 
BD Heureka! Wasserschlacht beim Nobor- 
der Camp auf Lesbos — Bernd Kasparek 
wagt eine kritische Bewertung der Aktivi- 
täten 
» Hört, Hört! Das Münchner Völkerkun- 
demuseum ist ein Dieb! — Die Gruppe 
muc interviewt einen bestohlenen Prinzen 
und zu Weihnachten gibt es als Drein- 
gabe eine Comicbeilage: In dem Comic 
„Eiskalte Händchen“ erfahren wir, was 
auf einer Münchner Baustelle türkische 
Werkvertragsarbeiter so zugemutet wur- 
de. 

AbonnentInnen erhalten die neue Aus- 
gabe in den nächsten Tagen. Ansonsten 
ist es möglich, das Magazin über 
www.hinterland-magazin.de zu bestellen. 

wwu.fluechtlingsrat-bayern.de 
www.hinterland-magazin.de I 
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Helmut Dahmer: 
DIVERGENZEN. Holocaust, 
Psychoanalyse, Utopia. 


Helmut Dahmers gesammelte Aufsätze 
aus mehr als drei Jahrzehnten bereiten ein 
nicht enden wollendes Vergnügen: in re- 
lativer Autonomie vom politischen Tages- 
kampf, Grundfragen der Politik und der 
kritischen Wissenschaft zu reflektieren. 

Schon Gramstci, ursprünglich Sprach- 
wissenschafter, entfuhr es einmal: er 
möchte endlich mal was für die „Ewig- 
keit“ produzieren - also nicht ständig un- 
ter dem Diktat des — politischen — Hic et 
Nunc stehen und nur das Alltagsgeschäft 
besorgen. Bei der Lektüre von Dahmers 
„Divergenzen“ erging es mir ähnlich. 
Hier bietet sich die Möglichkeit, sich 
theoretisch an zentralen Fragen des 20. 
Jahrhunderts und eines möglichen „So- 
zialismus des 21. Jahrhunderts“ zu rei- 
ben. 

Der Bogen der - zum Teil bisher un- 
veröffentlichten Aufsätze — spannt sich 
vom „ Souterrain“, also dem, was „unter 
dem Boden sich abspielt, auf dem wir 
stehen“ ( S. 9) über den „Verfall der 
Freudschen Aufklärung“ (S. 10) bis zum 
„möglichen Übergang der gegenwärtigen 
Gesellschaft in eine negative Utopie“ 
(ebd.). 

Souterrain ist vor allem „Politik im 
Schatten des Holocaust“ (S. 11ff). Präg- 
nant heißt es in dem Aufsatz „Derealisie- 
rung und Wiederholung“: „Isoliert gese- 
hen, bleibt er (der Massenmord an Juden, 
Polen, Russen, Zigeunern und anderen — 
H.D.) so rätselhaft wie ein riesiger Schat- 
ten ohne den, der ihn wirft. Zu fragen ist 
danach, welche Funktion(en) das große 
Morden für das NS-Regime erfüllte, und 
was Millionen Menschen, die daran be- 
teiligt waren und es ermöglichten, davon 
hatten“ ( S.42 ). „Zum zweiten Mal in 
diesem Jahrhundert verwickelte sich die 
deutsche Armee in einen ruinösen Zwei- 
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frontenkrieg. Dem aussichtslosen Kampf 
gegen die äußeren Feinde — den „Bol- 
schewismus“ und die „Plutokratien“ — 
entsprach der Vernichtungsfeldzug gegen 
die „inneren Feinde“ hinter den Fronten, 
der institutionalisierte Dauer-Pogrom ge- 
gen Fremde und Kranke, überlegen Ge- 
glaubte und Unterlegene. Darin fanden 
die weder ökonomisch noch militärisch 
realisierbaren Wunschträume der faschis- 
tischen Zwischenklassen-Massenbewe- 
gung eine schaurige Ersatzbefriedigung“ 
S.42 f.). 

Die genaue, sprich historisch-konkrete 
Kenntnis ökomischer, sozialer und politi- 
scher Prozesse ist unerlässlich (insbeson- 
ders für die revolutionäre Arbeiterinnen- 
bewegung), sie allein reicht jedoch nicht 
aus. Die „Innenseite“ der handelnden 
Subjekte ist ebenso von zentraler Rele- 
vanz — wie gerade die Machtergreifung 
und Machterhaltung des (deutschen) Fa- 
schismus zeigt (z. B. „Volksgemein- 
schafts“-Ideologie). 

Die von Freud entwickelte Psychoana- 
lyse bietet — prinzipiell — die Möglichkeit 
für solch eine ‚„‚Innenschau“. In dem Ab- 
schnitt „Unterm Scheffel — Aufstieg und 
Niedergang der Psychoanalyse“ wird da- 
rüber kritisch Bilanz gezogen. Dahmer 
schildert die Genealogie der Psychonana- 
lyse, beleuchtet die — durchaus wider- 
sprüchliche — Persönlichkeit ihres Grün- 
ders (S. 21ff.). Freud, der so scharf in 
„Massenpsychologie und Ich-Analyse“ 
(1921!) die regressive Verschmelzung 
von Individuen zu Cliquen und Massen 
analysiert hatte, versuchte die „Politik“ 
aus der internationalen psychonanalyti- 
schen Bewegung rauszuhalten. Selbst 
nach der Machtergreifung der Nazis gab 
es von ihm - fruchtlose - Bemühungen, 
die Psychoanalyse in Deutschland durch 
mehr als fragwürdige „, Kompromisse“ 
mit den faschistischen Machthabern zu 
retten. 

Dahmer widmet sich ebenso den Ver- 
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suchen, Psychonalyse und — undogmati- 
schen — Marxismus zu verbinden. Irre 
spannend sein Beitrag über Siegfried 
Bernfeld, S. 218ff) oder die kritische 
Würdigung des Schaffens von Wilhelm 
Reich (S. 254ff). 

Eine wahre Fundgrube ist die dritte 
Abteilung „Utopia“ — Von Rimbeaud zu 
Trotzki, von Radek bis Bloch. Wer mehr 
und Neues über Samjatin, Lukacs, 
Bloch, Brecht, Radek oder Trotzki erfah- 
ren möchte, hier bietet sich eine schier 
unerschöpfliche Quelle. Besonders er- 
schütternd der Wandel Radeks (S. 478ff.) 
vom Mitstreiter Lenins und Trotzkis zum 
Apologeten und „Narren“ (S. 480) Sta- 
lins. 

Ich gehe in fast allen Analysen mit 
meinem langjährigen Freund und Kampf- 
gefährten Helmut Dahmer konform. In 
einer — nicht unwichtigen — Frage suche 
ich mit ihm die solidarische Debatte. In 
einer — meiner Meinung nach nicht ganz 
passenden Analogie — zwischen einem 
Trotzki- Artikel aus dem Jahre 1939 
(„Die UdSSR im Krieg“) und der heuti- 
gen Situation, schreibt Helmut in einem 
Beitrag aus dem Jahre 2004: „Soll unsere 
Zukunft nicht der Vergangenheit glei- 
chen, ist es höchste Zeit für ein Minimal- 
programm der Weltbürger des 21. Jahr- 
hunderts.“ 

Ich denke, dass weder die Linke auf 
Weltebene total zusammengestutzt ist, 
noch dass es passend wäre, die von Hel- 
mut selbst immer wieder — in der Traditi- 
on des revolutoinären Marxismus — ge- 
geiselte Trennung in Minimal- und Maxi- 
malprogramm aufleben zu lassen. Realis- 
tisch lässt sich sagen , dass die interna- 
tioinale ArbeiterInnenbewegung — schon 
seit längerem - in der Defensive steckt 
(Einverleibung Osteuropas und der ehe- 
maligen SU in den kapitalistischen Wes- 
ten; die ideologischen Verwüstungen 
durch den „Krieg gegen den Terror“...). 
Wie brüchig jedoch die Herrschaft des 
Kapitals werden kann, zeigt seine aktuel- 
le globale Krise und das stark schwinden- 
de Vertrauen in seine „Heilungskräfte“. 
Ein positiver Ausweg wird nicht über ein 
bisschen Neokeynesianismus gepaart mit 
politischen Oberflächenkorrekturen zu 
erzielen sein. Daher ist die Debatte über 
eine post-kapitalistische, sprich sozialisti- 
sche, selbstverwaltete Gesellschaft, die 
mit dem Stalinismus aber schon gar 
nichts gemein hat, GERADE JETZT not- 
wenig (um eben die Not zu wenden). 
Und dort wo sich breite (Abwehr)kämpfe 
ergeben, sollten sie in einem „Aktions“ — 
und — bei aufsteigender Linie der Kämp- 
fe- in einem „Übergangsprogarmm“ zu- 
sammengefasst werden. 

Hermann Dworczak I 


Helmut Dahmer DIVERGENZEN. Holo- 
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:aus der faschistischen presse 


Enttäuscht von Schwarz- 
Gelb 


Junge Freiheit Nr. 48/09 vom 20. November 
2009 
Die Weigerung des Bundesaußenministers 
Westerwelle, Erika Steinbach in den Bei- 
rat des Hauses der Vertriebenen zu beru- 
fen, veranlasst das Blatt zu einer wüsten 
Polemik gegen Guido Westerwelle und 
Angela Merkel: „Er bemüht sich, gestraff- 
te Energie, Durchsetzungskraft, gedankli- 
che Klarheit, staatsmännische Würde aus- 
zustrahlen — und wirkt doch nur steif, an- 
gestrengt, in eine Rolle versetzt, der er 
nicht gewachsen ist ... Aus der Tatsache, 
dass die Kanzlerin in der Vergangenheit 
für die Kandidatur Erika Steinbachs Sym- 
pathien durchblicken ließ, darf nicht auf 
prinzipielle Differenzen geschlossen wer- 
den ... Auf der Gedenkfeier zum Ende des 
Ersten Weltkrieges am 11. November in 
Paris sagte die Kanzlerin: ‚Wir werden nie 
vergessen, wie sehr in der ersten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts Franzosen durch 
Deutsche zu leiden hatten ...‘ Der histori- 
sche Erkenntniswert ihrer Rede war gleich 
Null, und zwar nicht nur, weil jeder — auch 
indirekte — Verweis auf Versailles fehlte.“ 


Minarettverbot in der Schweiz 


Junge Freiheit Nr. 50/09 vom 4.12.2009 
Das Blatt triumphiert — und man muss 
sich auf neue antiislamische Kampagnen 
aller rechtsextremer Organisationen ein- 
richten: „Das Votum der Schweizer hat 
auch in Deutschland eine Islam-Debatte 
ausgelöst und die tiefe Kluft der Entfrem- 
dung zwischen Politik und Volk, zwischen 
veröffentlichter und öffentlicher Meinung 
schmerzhaft sichtbar gemacht ... In Poli- 
tik und Medien mehren sich solche Stim- 
men, die sich der rituellen Verdammung 
abweichender Meinungen widersetzen. 
Das ist ein ermutigendes Zeichen. Schafft 
ein, zwei, viele Vietnams skandierten die 
Achtundsechziger. Schafft ein, zwei, viele 
Sarrazins, ein, zwei, viele Minarettverbo- 


te, muss die Devise heute lauten.“ 


Pro NRW wirbt für Landtags- 
wahl 


Junge Freiheit Nr. 51/09 vom 11.12.2009 
In einer ganzseitigen Anzeige wirbt Pro 
Köln für die Kandidatur der „Pro-Bewe- 
gung“ zur Landtagswahl Nordrhein-West- 
falen: ‚,.... Nur Pro NRW, hervorgegangen 
aus der islamkritischen Bürgerbewegung 
pro Köln, hat bei der nordrhein-westfäli- 
schen Kommunalwahl im August dieses 
Jahres mehrfach bewiesen, dass die magi- 
sche 5-Prozenthürde auch für eine rechts- 
demokratische Partei im Deutschland des 
Jahres 2009 kein unüberwindbares Hin- 
dernis sein muss ... Unterstützen Sie des- 
halb die Bemühungen der Pro-Bewegung 
um eine vereinte und demokratische Rech- 
te in Deutschland und helfen Sie uns im 
kommenden Jahr in Nordrhein-Westfalen 
ein politisches Erdbeben auszulösen, das 
bis Berlin spürbar sein wird!“ 


Zehn Jahre „Kampf gegen 
Rechts” 


Junge Freiheit Nr. 51/09 vom 11.12.2009 
Unter dieser Überschrift polemisiert das 
Blatt gegen antifaschistische Bündnisse: 
„im Zuge des Kampfes gegen Rechts ent- 
scheiden statt Gerichten häufig gewaltbe- 
reite Autonome und Aktivisten darüber, 
ob bestimmte Versammlungen und De- 
monstrationen überhaupt stattfinden dür- 
fen. Durch ihre Duldung ermächtigen Zi- 
vilgesellschaft und Staat sie, in Rotfront- 
und SA-Manier ihre kriminellen, jeden- 
falls minderwertigen Instinkte, Gelüste 
und Interessen auszuleben ... Zugleich 
gibt es Indizien, dass Zivilgesellschaft 
und Staat dazu neigen, Gewalttäter zu in- 
strumentalisieren, um unliebsame Mei- 
nungsäußerungen und Initiativen zu un- 
terdrücken. Dieses Mit- und Ineinander 
von antifaschistischem Terror und staatli- 
cher Repression wird zweifellos anwach- 
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sen, je mehr staatliche Machtpositionen 
die Linkspartei erobert. Unter formal de- 
mokratischen und rechtsstaatlichen Ver- 
hältnissen wird damit ein Typus herange- 
züchtet, mit dem man - frei nach Oskar 
Lafontaine — gegebenenfalls auch Kon- 
zentrationslager (respektive Umerzie- 
hungszentren zur Generierung eines de- 
mokratisch-antirassistischen Bewusst- 
seins) betreiben kann.“ uld 


„Prostitution des Holocaust“ 


Nationalzeitung Nr. 51, 11.12.09 
Die DVU-nahe „Nationalzeitung“ be- 
schäftigt sich mit der Anklage gegen den 
Wächter im polnischen Konzentrationsla- 
ger Sobibor Demjanjuk. Ihm wird von der 
Anklage der Mord an 27900 Juden vorge- 
worfen. Der Autor Hans Weidenbach ge- 
fällt sich darin, Demjanjuks Anwalt zu zi- 
tieren, der ausführte, man habe den Ange- 
klagten „über den halben Erdball zwangs- 
deportiert.“ So werden — zumindest 
sprachlich — aus vermutlichen Tätern die 
bemitleidenswerten Opfer genau ihrer 
Verbrechen. Der Autor geht auf verschie- 
dene vorhergehende Prozesse gegen 
Demjanjuk ein, bei denen dieser freige- 
sprochen worden sei. Besonderes Augen- 
merk richtet Weidenbach auf die Tatsa- 
che, dass Demjanjuk letztlich in einem 
Prozess in Israel nichts nachgewiesen 
werden konnte. Danach führt Weidenbach 
einseitig die Beweisführung des Verteidi- 
gers aus, die sich vor allem darauf stützt 
die Echtheit von Demjanjuks SS-Lager- 
ausweis zu bezweifeln und sämtliche ge- 
gen Demjanjuk sprechende Beweise mit 
einer vermeintlichen Siegerjustiz und 
sowjetischer Geschichtsfälschung zu er- 
klären. Am Ende des Artikels unterstellt 
der Autor dem Gericht, es ginge ihm nicht 
um Rechtsprechung sondern um Rache, 
und führt, um diese These zu untermau- 
ern, die katholische Webseite Kreuz.net 
zu Felde, auf der behauptet wird, das u.a 
im Judentum und im Islam Rache als na- 
türliche Reaktion betrachtet wird und es 
Juden wegen ihrer Religion gar nicht er- 
laubt wird, Menschen zu verzeihen. So 
wird also aus einer Anklage gegen einen 
mutmaßlichen Massenmörder eine Ra- 
cheaktion von Juden an einem alten, kran- 
ken, unschuldigen Mann, denen sich ein 
deutsches Gericht beugt, anstatt Recht zu 
sprechen. olh 


